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Vorwort 

Mehr als ein halbes Jahrhundert nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs wird in ei­
nem umfangreichen Forschungsvorhaben die deutsche Sozialpolitik wissenschaftlich 
aufgearbeitet und, nach Perioden gegliedert, in II Bänden dokumentiert. Dabei wird 
die unterschiedliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland und der DDR be­
rücksichtigt. Herausgeber der Reihe sind das Bundesministerium rur Arbeit und Sozia­
les (seit November 2005; bis Okt. 2002 das Bundesministerium rur Arbeit und Sozial­
ordnung, danach das Bundesministerium rur Gesundheit und Soziale Sicherung) und 
das Bundesarchiv. Das Forschungsprojekt wird durch einen Beirat wissenschaftlich 
verantwortet. 

Band 1 fUhrt in das Thema ein, erläutert den Begriff Sozialpolitik, dokumentien die 
Verwaltungs geschichte und begründet die Periodisierung des Gesamtwerks. Er gibt ei­
nen historischen Rückblick auf die Zeit vor 1945, entwickelt ausruhrlich die Grundla­
gen der Sozialpolitik in der Bundesrepublik und in der DDR und stellt einen internatio­
nalen Vergleich an. Band 2 schildert die Zeit der Besatzungszonen, die Bände 3-7 
beschreiben die Sozialpolitik in der Bundesrepublik bis 1989, die Bände 8-10 die Ent­
wicklung in der DDR. Band 11 befasst sich mit der Wiedervereinigung und der Sozial­
politik bis 1994. 

Die Bände 2-11 werden jeweils durch eine CD-ROM ergänzt, die eine umfangrei­
che Dokumentation enthält. Die Software der CD-ROM-Dokumentation verbessert die 
Recherche-Möglichkeiten rur die Nutzer. Dokumente zu bestimmten Sachverhalten 
können nunmehr gezielt und nach Installation mehrerer CD-ROMs über Handgrenzen 
hinweg bzw. auch in der gesamten Dokumentation ermittelt werden. Dies bietet gegen­
über der herkömmlichen Print-Version einen erheblichen Vorteil. Die bereits in ge­
druckter Form vorliegende Dokumentation zu Band 2 ist ebenfalls auf der CD-ROM 
fur Band 3 veröffentlicht. Band 3 enthält mithin zusätzlich auch das Verzeichnis der 
Dokumente zu Band 2. 

In einer weiteren CD-ROM werden statistische Daten zu Wirtschaft, Finanzen, Ein­
kommen und sozialen Institutionen rur die beiden deutschen Staaten zusarnmenge­
fuhn. Sie kann kostenlos über das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales bezogen 
werden. 

Die einzelnen Bände werden jeweils von namhaften Wissenschaftlern herausgege­
ben. Diese Bandherausgeber, teils unterstlitzt durch andere Wissenschaftler, zeigen die 
Rahmenbedingungen sowie die Denk- und Handlungsfelder einer Periode auf und ko­
ordinieren die Beiträge der Fachautoren, die die einzelnen sozialpolitischen Felder der 
Periode betrachten. Mehr als 50 Autoren aus den verschiedenen wissenschaftlichen 
Disziplinen (aus West und Ost) sind an diesem Vorhaben beteiligt. 

Statt der beim Band 2 gewählten Bezeichnung "Bandverantwonlicher" wird in allen 
Folgebänden die Bezeichnung "Bandherausgeber" verwendet. Die Herausgeber bitten, 
diese Änderung bei bibliografischen Angaben zu berücksichtigen. 

BerliniKoblenz Die Herausgeber 
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IV. GESAMTBETRACHTUNG: DIE LOGIK SOZIAL­
POLITISCHER REFORMEN 

Manin H. Geyer 

1. Rezessionen und Zäsuren 

In den Jahren zwischen 1974 bis 1982 stand der Sozialstaat der Bundesrepublik 
Deutschland im ,,zeichen wirtschaftlicher Rezession". Die kurze, aber heftige Ölpreis­
krise 1973174 mündete 1975 in den bis dahin schwersten ökonomischen Abschwung in 
der Geschichte der Bundesrepublik seit dem Zweiten Weltkrieg, und schon wenige Jah­
re später, von 1980 bis 1982, folgte ein zweiter einschneidender wirtschaftlicher Ein­
bruch. 1975 und 1981 schrumpfte die deutsche Wirtschaft, ihr Wachstum verlangsamte 
sich während des Berichtszeitraums insgesamt deutlich. Der starke Preisauftrieb, eine 
dramatisch wachsende Staatsverschuldung und der Anstieg der Arbeitslosigkeit auf 
über eine Million erstmals Mitte der 1970er-Jahre und dann dauerhaft Ober zwei Milli­
onen seit Beginn der folgenden Dekade vermochten in einem Land, das sich so sehr 
über die wirtschaftliche Erfolgs- und Aufbaubilanz nach 1945 definierte, Erinnerungen 
an Walther Rathenaus Ausspruch "Die Wirtschaft ist das Schicksal" aus dem Jahr 1921 
wachzurufen. Diese Wahrnehmung eines wirtschaftlichen Strukturbruchs, welcher die 
"Welt von gestern" von der heutigen trennte, verfestigte sich binnen weniger Jahre zu 
einem gängigen Erklärungsmuster und durchzieht seitdem einen großen Teil der wis­
senschaftlichen und populären Literatur: Der "Boom der Nachkriegszeit" (Harrmut 
Kaelble) kam zu einem Ende; ,,Der kurze Traum immerwährender Prosperität" (Bur­
kart Lutz) des "Goldenen Zeitalters" (Eric Hobsbawm) mündete in eine Phase der "ma­
geren Jahre". Zeitgenössisch war die Rede von einer .,Tendenzwende", von der ,,Krise 
der Arbeitsgesellschaft", bald auch vom Übergang in eine ,,zweite Moderne".' 

So plakativ und vereinfachend diese Formeln auch sein mögen, da sie in vielen Be­
reichen Brüche auf Kosten von Kontinuitäten i1berzeichnen, so umschreiben sie doch 
wichtige Aspekte auch der Entwicklungen des deutschen Sozialstaates. Kein Beitrag in 
diesem Band, der nicht auf die sich verengenden finanziellen ,,Handlungsspielräume" 
- so der Topos der Zeit - zu sprechen käme. Tatsächlich könnte der Kontrast zur Phase 
des intendierten, wenngleich alles andere als immer gezielt gesteuerten Ausbaus vor al­
lem in den Jahren der ersten sozialliberalen Regierung unter Willy Brandt nicht größer 
sein. Wachsende Defizite der öffentlichen Haushalte und die steigende Belastung der 
Arbeitnehmer wie der Wirtschaft durch Steuern und soziale Beiträge spielten dabei 
ebenso eine Rolle wie die in dieser Zeit einsetzende Wahrnehmung des demografischen 
Wandels und der damit verbundenen, langfristigen Implikationen fiir die Finanzierung 
des Sozialstaates. 

Kaelble, Hartmut: Der Boom 1948~1973. Gesellschaftliche und wirtschaftliche Folgen in der BWldesrepublik 
und in Europa. Opladen 1992; Lutz,. Burkart: Der kurze Traum immerwährender Prosperität. Eine Neuimerpre­
tation der industriell-kapitalistischen Entwicklung im Europa des 20. Jahrhunderts. Frankfurt II.M., New York 
1984; Hobsbawm, Eric: The Age of Extremes: A History ofthe World, 1914-1991. New York 1996; Windhoff­
Heritier. Adrienne: Sozialpolitik der mageren Jahre. Politik- und verwalrungswissenschaftliche Aspekte des 
Sparprozesses. In: Sparpolitik. Hrsg. v. Mö.ding, Heinrich. Oploden 1983, S. 77-C)9. Beck. Ulrich: RisikogeseU­
schatl. Auf dem We!l: in eine andere Modeme. Frankfurt 3.M. 1986. 
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Der Anstieg der nominalen Ausgaben in fast allen großen Zweigen des bundesdeut_ 
schen Sozialstaates bis 1982/83 war nur noch rur wenige Akteure ein Indikator rur "so­
zialen Fortschritt". Die Tatsache, dass bis 1982 der Beitragssatz zur Sozialversicherung 
mit 34 Prozent einen Höchststand erreichte, war ein Grund filr diese verbreiteten Am­
bivalenzen. Die Berurworter weiterer Reformen, insbesondere solcher, die mit Kosten 
verbunden waren, gerieten in die Defensive und schlugen vielfach selber skeptische 
Töne an. Seit 1969 habe man konsequent den Ausbau der sozialen Sicherungssysteme 
vorgenommen, wobei vorhandene Lücken geschlossen worden seien, "nun leben wir in 
einer Phase der Konsolidierung'\ meinte Bundesarbeitsminister Walter Arendt in einem 
Interview im Oktober 1974: Man müsse plÜfen, ob eine weitere Ausdehnung ohne zu­
sätzliche Belastung der versicherten Arbeitnehmer durchflihrbar sei. "Wenn sie zu ei­
ner Belastung führen, würden wir uns sehr überlegen, ob wir Leistungsverbesserungen 
verantworten können. Ich persönlich halte die Grenze der Belastbarkeit der Versicher­
ten filr fast erreicht."2 Andere Mitglieder der sozialliberalen Regierung, allen voran die 
FDP und der Bundeskanzler, hätten das einschränkende "fast" Arendts ohne Bedenken 
gestrichen. Schon die Regierungserklärung Schmidts lieferte wichtige Leitmotive, die 
in den Debatten der folgenden Jahre immer wieder auftauchen sollten: ,,Nicht nur in 
Deutschland, sondern weltweit sind die längerfristigen Wachstumsaussichten gesun­
ken, die Strukturprobleme der Volkswirtschaften dagegen erheblich gewachsen", for­
mulierte der Kanzler im Sommer 1982 in einem langen Brief an Ernst Breit und Alois 
Pfeiffer, in dem er mit Blick auf den Haushalt des folgenden Jahres den Gewerkschafts­
ruhrern die nächste Runde von Einschnitten zu vermitteln versuchte. Verweisen konnte 
er auf den Anstieg des Anteils der sozialen Transferleistungen am Sozialprodukt und 
somit auf die Sozialleistungsquote, die von 26 Prozent noch in den 1960er-Jahren auf 
33 Prozent 1982 gestiegen war. "Dieser Anstieg der sozialen Transferleistungen ist das 
Ergebnis der Sozialpolitik der sozialliberalen Koalition, die u. a. in der Schaffung des 
Kindergeldes, in dem starken realen Anstieg der Altersrenten, in der Einführung des 
Mutterschaftsgeldes, der Ausbildungsförderung etc. zum Ausdruck kommt. Hierbei 
handelt eS sich um Leistungen, auf die wir mit Recht stolz sein können. Die veränderte 
winschaftliche Situation zwingt uns jedoch, das dynamische Wachstum dieser Ausga­
benbläcke zu begrenzen, wenn wir nicht unser soziales Sicherungssystem insgesamt 
gefahrden wollen.'" In diesen Äußerungen kam der ganze Zwiespalt bezüglich des So­
zialstaates zum Ausdruck. 

Diese und viele ähnliche Äußerungen illustrieren das Programm der angestrebten 
"Konsolidierung". Das war der allgegenwärtige Leitbegriff, welcher in einem markan­
ten Kontrast zur Politik der ,,Expansion" früherer Jahre stand. Hinter dieser auch be­
grifflichen Neuorientierung vermag man fundamentalere Veränderungen des ,,zeitgeis­
tes" zu erkennen, die weit über das Feld der Sozialpolitik hinausweisen. Denn in der 
Zeit zwischen der ersten und zweiten Ölpreiskrise formierten und verfestigten sich in 
ihren Grundzügen jene sozialen, politischen und wirtschaftlichen Diskurse, Konflikte 
und Konstellationen, welche das Land von nun an begleiten sollten, und es ist kein Zu­
fall, dass vieles von dem, was die Beiträge dieses Bandes berichten, auch noch fllr die 
Diskussion ein Vierteljahrhundert später aktuell ist. ZUlÜckzuflihren ist das nicht nur 
auf die veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen oder die sich in dieser Zeit 
herausbildenden Reformagenden, sondern auch auf die biographische Kontinuität von 

2 .. Grenze der Belastbarkeit erreicht." Interview mit Walter Arendt. In: NUrnbergcr Nachrichten v. 17.10.1974. 

3 Entwurf des Schreibens v. 20.7.1982, S. 2, AdsD, HSAA/6S75. Die Sozialleistungsquote wurde hier noch mit 
31 Prozent angegeben. 
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Personen und Gruppen. Diese mochten sich zwar hinsichtlich ihres generationellen 
Wir-Geruhls" fundamental unterscheiden und diese Differenzen zum Thema kulturel­

i~r und politischer Auseinandersetzungen machen, aber sie übernahmen seit den späten 
1960er-Jahren im Bereich von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik wichtige Machtpo­
sitionen und meinungsbildende Funktionen. Bei allen Differenzen kann man sie als ers­
te genuin "bundesrepublikanisch" sozialisierte Generation bezeichnen, welche sehr 
weitgehend die weiteren Diskussionen prägte. Darüber kann auch nicht die vor allem 
nach der Wiedervereinigung auftauchende Rede hinwegtäuschen, in der vielfach die 
Möglichkeit, die Notwendigkeit und die Chance von radikalen Neuanfangen evoziert 
wurde. Und das gilt nicht nur rur die Sozial- und Wirtschaftspolitik. 

Wenngleich die Suche nach entscheidenden "Wendejahren" in Diskursen und histo­
rischen Konstellationen zunächst ein wenig Erfolg versprechendes Unternehmen zu 
sein scheint, so sollte man neben der Ölpreiskrise vor allem das Jahr 1977 und die fol­
genden zehn Jahre genauer betrachten. Das mag auf den ersten Blick verblüffen, da 
dieser Zeitraum zumeist mit der Eskalation des Terrorismus, der Entführung und Er­
mordung des Präsidenten der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverb~de 
Hanns-Martin Schleyer und seiner Begleiter im September und dem kollekllven 
Selbstmord der führenden RAF-Mitglieder im Gefangnis in Stammheim in Verbindung 
gebracht wird. 1977 war aber auch das Ende des ,,roten Jahrzehnts" der politischen 
Linken.' Sie machte den Neuen Sozialen Bewegungen Platz, deren Auftauchen auf der 
politischen Bühne in Form der Partei DIE GRÜNEN das etablierte Parteiensystem und, 
wie sich dann zeigte, die Basis der sozialliberalen Koahllon untermImeren sollte. 
Daneben verdichteten sich damals unterschiedliche Entwicklungen und Debatten. Dazu 
gehören die in dieser Zeit auf breiter Front einsetzenden Diskussionen. welche unter 
dem Präfix ,,Post-" geführt wurden: über "postindustrielle" und "postmaterielle" Ge­
sellschaft und Werte, über "postfordistische" Wirtschaftsstrukturen und, nicht zu ver­
gessen, über eine .. postmoderne" Ästhetik.s 

Im Zusammenhang dieses Bandes ist die Tatsache von Bedeutung, dass sich im 
Jahr 1977 eine deutliche "Wende" in grundsätzlichen sozial- und wirtschaftspolitischen 
Diskussionen abzeichnete, eine Wende, welche 1982 durch den Regierungsantritt der 
konservativ-liberalen Regierung unter Helmut Kohl auch politisch vollzogen wurde,je­
doch vielleicht nicht in der Schärfe und in dem Ausmaß, wie sich das viele erhofft und 
wie andere es befürchtet hatten. Die vom Finanzministerium und der Bundesbank for­
cierten Bemühungen um wirtschaftliche Stabilität seit 1972n3, deren Ziel zunächst die 
Bekämpfung der Inflation gewesen war, hatten die Ra~menbedmgungen für dIe "":Irt­
schafts- und Sozialpolitik verändert. Seit 1976/1977 zeIchnete SIch mIt aller Deuthch­
keit ab dass die deutsche Volkswirtschaft nicht an den Wachstumspfad der Nach­
kriegsz~it anknüpfen konnte und dass sich selbst bei einem relativ hohen 
Wirtschaftswachstum die hohe Arbeitslosigkeit festsetzen würde. Vor dIesem Hmter­
grund und angesichts der Tatsache, dass die Vertreter der großen lndus.triestaaten die 
Bundesregierung auf europäischer Ebene und auf den WeltwIrtschaftsgIpfeln zu kon­
junkturpolitischen Maßnahmen drängten, setzte in Deutschland eme fundamentale ord-

4 Koenen, Gerd: Das rote Jahrzehnt. Unsere kleine deutsche Kulturrevolution 1967-~977: Köln 2001; vgl. au~h 
die Periodisierung bei Bracher, Karl Dietrich: Politik und Zeitgeist. T~denzen der sIebZIger Jahre. In: Rep~bhk 
im Wandel 1969-1974. Die Ära Brandt, Geschichte der Bundesrepubhk Deutschland, Bd. 511. Hrsg. v. Jäger, 

WolfgangiLink., Wemer. Stuttgan, Mannheim 1986, S. 285-406. 

5 Die beste EinfUhrung bieten Kumar, Krishan: From Post-lndUSlrial to Post-M~em Society. New.Theories of 
the Contemporary World. Oxrord, cambridge 1995~ Anderson, Peny: The Orlgms ofPostmodemlty. London, 

New York 1998. 
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nungspolitische Debatte über den wirtschaftspolitischen Kurs und die Sozialpolitik ein. 
Vor diesem Hintergrund verabschiedete sich die Mehrheit der Ökonomen mit der ge­
wichtigen Position des Sachverständigeurats zur Begulachtung der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung im Rücken endgültig von der Vorstellung, dass eine slaatliche "Glo­
balsteuerung" von Wirtschaft und Konjunktur, wie sie der Bonner Gipfel 1978 
propagierte, möglich und wünschenswert sei. Die Kritik an einer solchen Strategie 
zeichnete sich seit 1972/73 ab und ging einher mit einer Hinwendung zu monetaristi­
schen Modellen insbesondere bei Ökonomen. ,,Angebotspolitik" war das neue Kredo. 
Das ist insofern von Bedeutung, als damit zugleich theoretische Begründungen fiir den 
Ausbau des bundesdeutschen Sozialstaates in den Hintergrund rückten. Die konjunk­
turstabilisierenden Funktionen sozialslaatlicher Leistungen ebenso wie die aktive Ar­
beitsmarktpolitik und eine aktive slaatliche Strukturpolitik wurden auf breiter Front in 
Frage gestellt." Dazu passte auch die Aufkündigung der im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes eingerichteten "Konzertierten Aktion" durch die Gewerkschaften 
infolge der Klage der Untemehmerverbände gegen das Mitbestimmungsgesetz im Jahr 
1977. Trotz aller Kooperation zwischen Betriebsräten, Arbeitsdirektoren und Unter­
nehmensleitungen in den Betrieben, wo entgegen pessimistischer Erwartungen nicht 
der Klassenkampf ausbrach,' verschärften sich im hier untersuchten Zeitraum die Ver­
teilungskonflikte, die sich nach verbreiteter Meinung durch das korporatistische institu­
tionelle Arrangement nicht hatten lösen lassen. 

Nicht nur im Umfeld des Sachverständigengrats, sondern auch im Bundeswirt­
schafts- und Bundesfinanzministerium elablierte sich die Diagnose fundarnenlaler 
"struktureller Probleme" der deutschen Wirtschaft, ein Thema, das die Mehrheit der 
großen wirtschaftswissenschaftlichen Institute in ihren vom Wirtschaftsministerium in 
Auftrag gegebenen Strukturberichten variantenreich aufgriff. Die Kieler Thesen der 
FDP aus dem Jahr 1977 atmeten denselben Geist und zeigten, dass die Partei inzwi­
schen weniger einen sozialliberalen als vielmehr einen wirtschaftsliberalen Kurs ein· 
schlug. In der CDU wurden diejenigen Stimmen lauter, die sich mit Blick auf das (im 
folgenden Jahr verabschiedete) Grundsatzprogranun der Partei, welches die "Soziale 
MaIktwirtschaft" in den Vordergrund stellte, eine Stärkung der Wirtschaft versprachen. 
Fünf Jahre später fanden sich solche Überlegungen sowohl in der bekannten Ausarbei­
tung des 1977 als Nachfolger von Hans Friderichs bestinunten Wirtschaftsministers 
Otto Graf Lambsdorff, als auch in anderen internen Memoranden der Regierung wie­
der.' 

2. Reformen: Leistungskürzungen und Konsolidierung 

Wie fUgt sich die konkrete Entwicklung des deutschen Sozialstaats in eine solche 
Periodisierung ein? Zunächst fallt auf, dass das erste Jahr der Regierung Helmut 
Schmidt noch eine beachtliche sozialpolitische Bilanz aufwies. Zu nennen sind die Dy­
namisierung des Arbeitslosengeldes und der Arbeitslosenhilfe (1974) sowie des Alters-

6 Vg!. dllZl.l auch Nütz.enadel. Alexander: Stunde der Ökonomen. Wissenschaft. Expcrtenkultur und Politik in der 
Bundesrepublik 1949·1974. Göuingen 2005, S. 307-352. 

7 Über die Praxis der Politik der Mitbestimmung in den Betrieben ist nach wie vor wenig bekannt Einen guten 
Einblick gibt Erker, Paul: Wach!>en im Wettbewerb. Eine Zeitgeschichte der Continental AG (1971 bis 1996). 
Düs"eldorf 1996, S. 121 w 136; Süß. Dietmar: Kumpel und Genossen. Arbeitl;.':r:schalt, Betrieb und Sozialdem()­
kratie in d(f bayerischen Montaninduslrie 1945 bis 1976. München 2003, S. 365-384. 

8 S. Bd. 6 Erstes Kapitel 1.3.3. 
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geldes in der Altershilfe fUr Landwirte (1975). Neu war das so genannte Konkursaus­
fallgeld (1974). Von der Absicherung der Betriebsrenten (1974) gegen Verfall, Aus­
zehrung und Insolvenz profitierten vor allem Beschäftigte und, wenn man die heutigen 
Probleme von privaten Pensionskassen in manchen Ländern betrachtet, auch die In­
dustriezweige selbst, in denen die Begünstigten arbeiteten. Neben einzelnen Verbesse­
rungen im Rahmen der Krankenversorgung sind in diesem Zusammenhang die direkte 
Zahlung des Kindergeldes seit 1974 sowie das Mieterschutzgesetz von 1975 zu nennen. 
In vieler Hinsicht wurde das Netz sozialer Institutionen dichter geknüpft. Die Ausdeh­
nung der sozialen Sicherung auf die Gruppe der Behinderten zeigt das mit aller Deut­

lichkeit. 
1974 arbeitete der BundeSlag noch weitgehend die vorliegenden Gesetzesvorlagen 

ab. Anders sieht es aus, wenn man die Bilanz der zweiten Hälfte der Dekade anschaut. 
Das Haushaltsstrukturgesetz von 1975 eröffnete eine Periode von Einschnitten. Eine 
von dem SozialwissenschaftIer Jens Alber vorgenommene Quantifizierung der Gesetze 
nach ihren Zielsetzungen gibt einen Einblick über die Veränderung des sozialpoliti­
schen Impetus. Von den 130 Schlüsselgesetzen zwischen 1950 und 1983 wurden vier­
zig Prozent nach 1974 verabschiedet: Unter den 78 Gesetzen der davor liegenden Peri­
ode hatten nur sechs (acht Prozent) zu Einschränkungen sozialstaatlicher Leistungen 
gefUhrt, 63 (81 Prozent) dagegen zu Leistungserweiterungen; neun (elf Prozent) hatten 
organisatorische oder sonstige Umstellungen zum Inhalt., welche als Ausdehnung oder 
Beschränkung zu klassifizieren sind. Dagegen bestand die Mehrheit von 29 der 52 seit 
1975 erlassenen Gesetze aus Leistungsbeschränkungen. Neun Gesetze brachten unklas­
sifizierbare organisatorische Veränderungen, und lediglich vierzehn (27 Prozent) bein­
halteten Leistungserweiterungen. Mehr als vier Fünftel aller wichtigen Beschränkungen 
des deutschen Sozialstaates in der Nachkriegszeit entfielen somit auf die jüngste Re­
zessionszeit.. Der von der sozialliberalen Regierung noch ausgearbeitete Haushalt 1983 
mit seinen auf der Linie des V OIjahrs liegenden Einschnitten deutete darauf hin, dass 
die Bilanz auch ohne Regierungswechsel ähnlich ausgesehen hätte, was aber nicht dazu 
verleiten sollte, die Maßnahmen der neuen Regierungskoalition zu unterschätzen. 

9 Alber, Jens: Der Sozialstaat in der Bundesrepublik. 1950..1983. Frankfurt a.M .• Ncw York 1989. S, 290, 
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Tabelle 1 

Sozialbudget (in Milliarden DM) und SoziaUeistungsquote in v.H., 1960 bis 1990 

Jahr Sozialbudget 

- insgesamt - pro 
Einwohner 

Veränderung 
Mrd. DM in % IJ Quote: 1) DM 

1960 68,9 22,7 1235 
1961 76,3 +10,7 23,0 1348 
1962 84,7 +11.0 23,5 1 480 
1963 93,9 +10,9 24,6 1623 
1964 103) +10,0 24,6 1763 
1965 114,6 +10,9 15.0 1931 
1966 126,9 +10,8 26,0 2 122 
1967 136,1 + 7,2 27,3 2270 
1968 145,1 + 6.6 27,2 2400 
1969 157,1 + 8,2 27,1 2 567 
1970 180,1 +14.6 26,7 2952 
1971 205.1 +13,9 27) 3335 
1972 232,1 +13.1 28,1 3755 
1973 262,7 +13,2 28,6 4230 
1974 301,9 +.14,9 30,6 4870 
1975 346,6 +14,8 33,7 5613 
1916 373,9 + 7.9 33,2 6085 
1977 398,7 + 6,7 33,2 6498 
1978 419,5 + 5.2 32,5 6841 
1979 444,9 + 6,1 31,9 7240 
1980 478.5 + 7,6 32,2 7788 
1981 511,7 + 6,9 33,1 8299 
1982 527,6 + 3,1 33,0 8550 
1983 539,1 + 2,2 32,1 8759 
1984 558,3 + 3.6 31,5 9106 
1985 575,5 + 3.1 31,2 9421 
1986 607,9 + 5,6 31,2 9961 
1987 634,9 + 4,4 31,5 10384 
1989 662,1 + 4,3 H,2 10811 
1989 p 678,5 + 2,5 30.0 10 996 
1990 p 703,1 + 3.6 29,4 11270 

I) Veränderungen gegenüber Vorjahr 
1) Sozialleistungen im Verhä.ltnis zum Bruttosozialprodukt in % 

~U;jlr Übersicht über die Soziale Sicherheit. Hrsg. v. Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. Bonn 1990, 

, Ein Blick auf die Ausgaben des bundesdeutschen Sozialstaates, die im Sozialbudget 
bilanZiert werden, zeigt zweierlei. Die absoluten Ausgaben nahmen kontl'n . I' h 
W' d T b II uler IC zu, 

le er a e e 1 zu entnehmen ist, verdreifachten sie sich zwischen 1965 und 1975 
von 114,9 Milliarden DM, das waren 1.931 DM pro Einwohner, auf 346 Milliarden 
bzw, 5,623 DM pro Emwohner. 1980 betrugen die Zahlen schon 4785 MiIl' d d 
1985575 Milliarden DM, oder pro KopO,788 und 9.427 DM, Zugleich v~~~:U~I~c~t 
die Tabelle I aber auch, dass schon in der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre die prozen­
tualen Ausgabenzuwachse (auf emem sehr hohen nominalen Niveau) von Jahr zu Jahr 
abflachten - und das selbst während der Rezession der frühen 1980er.Jah 1 d' 
Z hl d Ab' 1 re, a s le 

a er r elts asen rasch zunahm, Den gleichen Befund bestätigt der BI' k f d' 
t tf, , II . k d ' , IC au le 
en enZle sm en e SOZIalleistungsquote, durch die der Anteil der Ausgaben rur sozia-

le Leistungen am Bruttosozialprodukt statistisch gemessen wird, Auch diese Zahlen 
smd mterpretatlOnsbedürftig, So gilt es zu beachten, dass in der Sozialleistungsquote 
flicht alle sozialen Leistungen berücksichtigt werden und dass sie in Jahren hohen 
WIrtschaftswachstums auf Grund der Konstanz sozialer Leistungen langsamer steigt als 
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in Zeiten schwachen Wachstums, In den Zahlen gerade rur 1975 und 1982 spiegeln 
sich also nicht zuletzt die Folgen der scharfen wirtschaftlichen Rezession, Umgekehrt 
zeigt der starke Anstieg der Sozialleistungsquote in den Jahren guter Konjunktur nach 
1969, als eher ein Rückgang zu erwarten gewesen wäre, die umfassenden sozialpoliti­
schen Leistungsverbesserungen in diesem Zeitraum. Außerdem handelt es sich bei den 
Zahlen zunächst um statistische Größen, die wenig Ober die Höhe der gezahlten Leis­
tungen in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung besagen, da sich in ihnen 
zugleich die sich verändernde Zahl der leistungsberechtigten Empfanger, beispielswei­
se der Alten oder der Arbeitslosen (deren Zahl Anfang der I 970er-Jahre wenig ins Ge­
wicht fiel und nach 1983 trotz des relativ günstigen wirtschaftlichen Wachstums hoch 
blieb), niederschlug, 

Trotz dieser gewichtigen Einschränkungen zeigen die Zahlen eine klare Richtung 
an: Mit 33,7 Prozent erreichte die Sozialleistungsquote 1975 den absoluten Höhepunkt 
in der Geschichte der "alten" Bundesrepublik; bis 1979 fiel sie leicht auf 31 ,9 Prozent, 
um als Folge der Rezession im Jabr 1982 wieder auf 33 Prozent zu steigen; in der Fol­
gezeit fiel sie dann auf knapp über 31 Prozent, sank aber 1990 im Zeichen der Wieder­
vereinigungskonjunktur auf das (seither nie mehr erreichte) niedrigste Niveau von 29 
Prozent. Trotz einer inhaltlichen Verschiebung sozialpolitischer Ziele, darunter einer 
leichten Verlagerung von Ausgaben stärker hin zu familienpolitischen Leistungen, 
steht der Regierungswechsel 1982 zumindest hinsichtlich der Ausgaben in der Konti­
nuität eines unter der sozialliberalen Koalition einsetzenden Trends, der unter der Re­
gierung Kohl aber kräftige neue Impulse erhielt,lO Den Bruch des Jahres 1982 wird 
man stärker betonen, wenn man die Entwicklung der Staatsverschuldung berücksich­
tigt, die erst in den darauf folgenden Jahren sich bessernder Konjunktur und einem 
Programm der Haushaltskonsolidierung gebremst werden konnte,ll Das ist insofern ein 
wichtiger Punkt, als Maßnahmen der staatlichen Konjunkturpolitik ebenso wie Subven­
tionen fur den Bergbau, die Eisen- und Stahlindustrie, die Werften oder beispielsweise 
die AEG und nicht zu vergessen die vom Bund zu deckenden Finanzlücken der Bun­
desanstalt rur Arbeit ebenfalls im weiteren Feld der Sozialpolitik zu verorten sind. 

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen formulierte Jens Alber schon vor 20 Jahren die 
These, dass die zweite Hälfte der 1970er-Jahre einen wichtigen "Wendepunkt" in der 
Geschichte der Sozialpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg darstelle,ll Tatsächlich be­
gann die Bundesrepublik in vielerlei Hinsicht früher mit der "Konsolidierung" im Be­
reich der Sozialpolitik als andere Staaten und schnitt, wenn man die Begrenzung des 
Ausgabenansliegs als Maßstab heranzieht, im Übrigen im internationalen Vergleich 
nicht schlecht ab,n Die konstant hohen Ausgaben fUr soziale Leistungen sollten nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die Sozialpolitik spätestens seit 1980/81 eine riesige 
"Baustelle" war: Die Forderung nach Reformen, die nun im Wesentlichen Rück- und 
Umbau bedeuteten, stand nun im Vordergrund, Dass diese Reformen ,.nicht weit genug 
gingen", war eine gewichtige politische Position, mit der sich die Forderung nach einer 
grundsätzlicheren "Wende" verband, Im politischen Bereich standen dafUr exempla-

10 S. Bd. 7 Viertes Kapitel. 

11 Hinzu kamen Umschichtungen innerhalb des Sozialbudgets. S. Alber. Sozialstaat. S. 295~297; Muscheid, Jutta: 
Die Steuerpolitik in der Bundesrepublik Deutschland 1949-1982. Berlin 1986. 

12 Alber. Jens: Der Wohlfahrtsstaat in der Wirtschafiskrisc - Eine Bilanz der Sozialpolitik in der Bundesrepublik. 
In: PVS 27 (1986), S. 28-60; Alber: Sozialstaat, Kapitel VU. 

13 Siegel, Nico A.: Baustelle Sozialpolitik. Konsolidierung und Rückbau im interlUltionaieo Vergleich. Frnnk.furt 
a.M., New York 2002. 
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risch das Lambsdorff-Papier aus dem Jahr 1982 und die Stellungnahmen des Sachver_ 
ständigenrats und der Unternehmer, die unisono argumentierten, dass die Maßnahmen 
nicht weit genug gingen und zu kurzsichtig waren. Sicherlich war aus dieser Sicht der 
Dinge Albers These eines "Wendepunkts" viel zu weit gegriffen. Doch zeigte die seit 
der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre eingeschlagene Strategie der "Konsolidierung", 
wohin in Deutschland die Reise gehen würde. 

Was heißt "Konsolidierung"? Bildlich gesprochen war es ein Bremsvorgang, mit 
dem die (sozial-)politischen Entscheidungen der vorangegangenen Jahre in Ansätzen 
einer Revision und Kritik unterzogen wurden. Abstrakter gesprochen handelte es sich 
um stark fiskalisch motivierte Maßnahmen, mit denen ein aus dem Gleichgewicht gera­
tenes System stabilisiert werden sollte, ohne dieses System grundsätzlich zu verändern 
Es begann die .. Refonn der Reformen" im Sinne einer .,reflexiven Modernisierung': 
(Ulrich Beck) oder eine "Sozialpolitik zweiter Ordnung" (Franz-Xaver Kaufmann). Die 
Steuerung von komplexen Systemen rückte ganz in den Vordergrund. Gut zu sehen ist 
das bei den Autoren all derjenigen Längsschnitte in diesem Band, welche Leistungsge_ 
setze behandeln. Sie alle kommen auf die unterschiedlichen Maßnahmen des Haus­
haltsstrukturgesetzes des Jahres 1975, der Rentenanpassungsgesetze seit 1976, der Kos­
tendämpfung im Gesundheitswesen, vor allem aber auf die in fast allen Bereichen 
wirksamen Einschnitte zwischen 1981 bis 1983 zu sprechen. Gerade diese letztgenann­
ten Maßnahmen sind nicht einfach zu überschauen, geschweige denn prägnant ZU fas­
sen, wetl ungefahr 250 steuer- und sozialpolitische Rechtsänderungen Hand in Hand 

. 14 S' 
gmgen. " le vermitteln den Eindruck eines, wie man auf Englisch sagt, "muddling 
through . Dennoch verbIrgt Sich dahmter ein gewisses System, und einiges spricht da­
fiir, diese Beschlüsse der Jahre 1980 bis 1984 als Einheit zu betrachten und zwar ers­
tens konzeptionell, weil die Reformen 1980/81 in Gang kamen, und da~n zweitens im 
Hinblick auf ihre Tragweite, weil sie zu den bis dahin schärfsten Einschnitten im Be­
reich der sozialen Leistungen in der Geschichte der Bundesrepublik fuhrten _ ohne al­
lerdings wesentliche institutionelle Änderungen nach sich zu ziehen. Schon mit Blick 
auf die konstant hohen, ja nominal wie real steigenden Ausgaben verfuhrt gerade Letz­
teres Immer wieder zu dem Urteil, dass ohnehin nichts passiert sei. Aber von Attentis­
mus kann man nicht sprechen, allenfalls von Halbherzigkeit, Inkonsequenz und einer 
schier unendlichen Serie von politischen Kompromissen. 

14 ~ine hilfreiche tabell~sche Z.usammenfassung der Veränderungen im Bereich der Sozialpolitik gibt Albcr, So­
zialstaat, S. 2~7-289; ~lße breitere .P~rspektiv~ wählen Adamy, WilhelmlSteffen, Johannes: Finanzierungsprob­
lerne des Soz~alst~ts lß der Beschäf\lgung~krise. Sozialpolitik zy..'ischen solidarischer Sicherung Und marktkon­
fonner FunktlonahUit. Regensburg 1990; hIer auch der Hinweis auf die Zahl der Gesetze (S. 49). 
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Schaubild 1 
Jährliche Belastung (-)/Entlastung (+) durch die "Operationen" 1982-1984 
in Milliarden DM 

. 
1982 1983 1984 1985 

1. Abhilngig 

I 
-7.4 

! 
- 9,9 

I 
Operation '84 

Beschllftigte I -6.4 -9.4 -9.3 Operation '83 

I - 4,3 - 5,3 - 3,3 - 3.6 Operation 1!2 

2. So:llalein-

I 
-4.6 

I 
-6,8 

I 
Operation -84 

kommen I - 8,9 - 10.2 - 12,9 Operation'83 

I -6,5 -7,4 - 9.0 -9,2 Operation '82 . 

3. Massenein-

I 
- 1.8 

I 
- 1,4 

I 
OperaIion.'84 

kommen I -2,5 - 7.9 -7,8 OperaIion 1!3 

I - 4,2 - 5,9 - 5.5 - 5,3 OperaIion '82 

3. Unter- + 1,3 + 2,4 Operation '84 
nehmen I - 0.1 +1,4 + 1,9 Operation '83 

I - 2.5 I - 0.3 + 3,3 + 1,9 Operation '82 . 

Quelle: Adamy/StefTen, Finanzierungsprobleme, S. 53. 

Das Schaubild I versucht die Beschlüsse dieser Jahre mit Blick auf ihre vertei­
lungswirksamen Folgen zu bilanzieren. Zwei Aspekte gilt es dabei zu berücksichtigen. 
Der erste, der in den öffentlichen Debatten damals wie heute leicht übersehen wird, be­
trim die Tatsache, dass Kürzungen im Bereich der Sozialversicherung ihre Wirkungen 
mit einer Zeitverzögerung entfalten. Das gilt besonders im Bereich der Rentenversiche­
rung, wo beispielsweise ein Verschieben der Rentenanpassung kumulative Wirkungen 
flir die Zukunft hat. Eine Fortschreibung der Zahlen in Schaubild I über das Jahr 1985 
hinaus wäre somit ohne weiteres möglich und sinnvoll. Zweitens, die Haushalte 1983 
und 1984, auf die das Schaubild Bezug nimmt, stellte die neue Regierung unter Bun­
deskanzler Helmut Kohl auf. Zumindest der fiir 1983 basierte aber noch auf den Grund­
lagen der sozialliberalen Koalition vom Juli 1982, wenngleich die darin vorgesehenen 
Kürzungen nochmals kräftig forciert wurden, so dass ungefahr weitere sechs Milliarden 
DM allein ftir das betreffende Haushaltsjahr hinzukamen." 

Deutlich wird in Schaubild I das Ausmaß der Einschnitte. Die "Sozialeinkommen" 
- darunter fallen Leistungen im Bereich der Sozialversicherung und staatliche Sozial­
transfers wie beispielsweise Kindergeld, Wohngeld und Sozialhilfe - waren am stärks­
ten betroffen. Bis 1985 summierten sich die Einsparungen auf diesem Feld auf fast 75,5 
Milliarden DM.16 Zugleich kam es zu Belastungen der Beschäftigten, und zwar durch 
Beitragssatzerhöhungen zur Sozialversicherung sowie beispielsweise durch Absenkung 
und Verschiebung des Besoldungs-, Lohn- und Gehaltsanstiegs im öffentlichen Dienst 
und durch Rezeptgebühren. Diese Summe lässt sich auf etwa 60 Milliarden DM bezif­
fern. Steuererhöhungen (Tabak- und Mehrwertsteuer), mit denen die Haushaltslöcher 
gestopft wurden, drückten auf die "Masseneinkommen", womit die Einkommen aBer 
Konsumenten und Steuerzahler gemeint sind. Beitragserhöhungen entfielen auch auf 

15 Adalny/Stctlen, Finaozierungsprobleme, S. 58. 

16 Ebd .. S.5J. 
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die Unternehmen, die aber die geringsten Belastungen zu verbuchen hatten, zumal in 
dieser Zeit eine Reihe von Steuerentlastungen griffen, die in den Zahlen nicht berück­
sichtigt sind." 

Ein wichtiger Aspekt kommt im Schaubild I nicht zum Ausdruck: Der Staat entle­
digte sich vieler sozialer Verpflichtungen, indem er die Kosten auf die Beitragszahler 
beziehungsweise auf die Sozialversicherungsträger verlagerte. Dazu zählten beispiels­
weise Künungen nicht nur des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung, sondern 
auch der Beiträge der Bundesanstalt ftlr Arbeit flir ihre Leistungsempflinger zur Ren­
tenversicherung sowie der Wegfall der Erstattungspflicht des Bundes an die Rentenver­
sicherung flir das vorgezogene Altersruhegeld Schwerbehinderter. Der finanzielle 
Rückzug des Staates belief sich bis 1985 auf etwa 26 Milliarden DM.18 Diese der fiska­
lischen Konsolidierung geschuldete Entwicklung ist nicht zu unterschätzen. Denn die 
stärkere Verlagerung der Kosten des Sozialstaates auf die BeitragszahIer - Arbeitneh­
mer wie Unternehmen - in Verbindung mit dem längerfristigen Rückgang der Auf­
wendungen für Kriegsfolgelasten (Kriegsopferflirsorge und Lastenausgleich) hatte zur 
Folge, dass der deutsche Sozialstaat, weit mehr als ohnehin zu erwarten gewesen wäre 
Sozialversichenmgsstaat wurde. Die Beitragsbelastung wuchs. Man kann diesen Punk; 
auch noch drastischer formulieren: Die beitragsbezogene Sozialversicherung wurde 
zum Packesel für andere (sozial-)politische Ziele wie den vorzeitigen Ruhestand ftlr äl­
tere Arbeitnehme.r, eine der folgenschweren Entscheidungen dieser Zeit, oder in späte­
ren Jahren die Ubernahme der Kosten ftlr die deutsche Wiedervereinigung, um nur 
zwei Beispiele zu nennen. Auch vor diesem Hintergrund sind Überlegungen in dieser 
Zelt zu sehen, der Sozialversicherung neue Finanzierungsquellen zu erschließen. Dazu 
gehörten die gescheiterten Vorschläge für eine "Maschinensteuer", mit der die Produk­
tivitätszuwächse und damit die betrieblichen Rationalisierungserfolge zur Finanzierung 
herangezogen werden sollten. 19 

Dieser Rückzug des Staates ging einher mit Überlegungen, die "konsumptiven 
Ausgaben'''' sprich: Sozialtransfers, zu kürzen. Diese Strategie verfolgten wohlgemerkt 
auch dleJeßlgen, denen selbst nach der Wende 1982 die nun stärker betriebenen Rück­
verlagerungen von Risiken auf die Versicherten in Form einer stärkeren Selbstbeteili­
gung in der Krankenversicherung, Einschnitte im Bereich der Bundesanstalt ftlr Arbeit 
oder der Sozialftlrsorge und die Liberalisierung des sozialen Wohnungsbaus und des 
MIetrechts nicht weit genug gingen. 

Wie schwierig eine "Umsteuerung" war, zeigen die heftigen Debatten über den zu­
näc~st wichtigsten, wenn auch auf den ersten Blick vielleicht nicht sehr signifikanten 
sozlalpohtlSchen Strukturbruch, nämlich die gegen massive politische Widerstände 
durchgesetzte Abkehr vom Automatismus der seit 1957 eingeübten "Bruttoanpassung" 
der Renten durch das 20. und 21. Rentenanpassungsgesetz 1977 und 1979: Das ange­
strebte Ziel war, die RentenleIStungen nun nicht stärker als die Einkommen der Aktiven 
wachsen zu lassen.2o Das war die konzeptionelle Prämisse, die vor allem im Bereich 
der Altersversorgung und der beitragsbezogenen Leistungen Anwendung fand. Die seit 

17 Muschcid, Steuerpolilik. 

18 Adarny/StelTcn, FinanzicrungsprobJemc. S. 51. 

19 S. Bd 6 Drittes Kapitel Nr. 5. 

20 Nullm~ier. FrankIRüb, Friedbert W.: Die Transformation der Sozialpolitik. Vom Sozialstaat zum Sichenmgs­
Staat. Frankfurt a.M., New York 1993. S. 123-125. 
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1977 etablierte Kostendämpfung im Gesundheitswesen verfolgte explizit dasselbe 
Zie!." 

Die Strategie, die Ausgabenzuwächse der öffentlichen Haushalte wie die der Sozi­
alversicherungsträger zu begrenzen, basierte auf einer ausgesprochen dezisionistischen 
Politik. Die Längsschnitte insbesondere zur Sozialversicherung in diesem Band illus­
trieren den schon damals nicht nur in der Öffentlichkeit verbreiteten Eindruck, dass 
insbesondere die Sozialversicherung zu einem riesigen Verschiebebahnhof wurde, wo 
zur Deckung von Finanzierungslücken nach Gutdünken Beitragssätze und Kosten zwi­
schen der Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung hin und her geschoben und 
Rücklagen "abgeschmolzen" wurden. Auch in der Bevölkerung setzte sich der Ein­
druck fest, dass die Regierung vor allem hektisches ,,Krisenmanagement" betrieb. So 
wies der Bund 1981 Zuschüsse in Höhe von dreieinhalb Milliarden DM, die er an die 
Rentenversicherung zu zahlen verpflichtet gewesen wäre, der Bundesanstalt fGr Arbeit 
zu, deren Finanzlage zu diesem Zeitpunkt besonders prekär war; gleichzeitig setzte er 
den Beitrag zur Rentenversicherung ah 1982 um einen halben Prozentpunkt herab, weil 
sich der Haushalt der Rentenversicherung etwas gÜßstiger entwickelte, und hob im 
gleichen Zug den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung um ein halbes Prozent an. Hin­
zu kamen Belastungen der Rentner für ihre Krankenversicherung, was wiederum die 
Sozialversicherungsträger entlastete. Der Sachverständigenrat verwies in diesem Zu­
sammenhang auf das "kurzfristig(e) Hin- und Herschieben von Lasten zwischen den 
einzelnen Sicherungsbereichen und zwischen Sozialhaushalten und Bundeshaushalt, 
das, misst man es an den Prinzipien der Sozialversicherung, als weitgehend konzepti­
onslos erscheint".22 

Auch das sollte sich in den nächsten Jahren nicht ändern. Das Urteil des Sachver­
ständigenrats verkannte aber das strategische Ziel dieser Aktionen, nämlich die Bemü­
hungen um Eindämmung der öffentlichen Haushaltsdefizite und die Behandlung der 
Sozialversicherungsbeiträge als eine zentrale wirtschaftspolitische Stellgröße, was nun 
ganz auf einer eher ökonomisch als sozialpolitisch motivierten Leitlinie lag. In dieser 
sich seit der Mitte der 1970er-Jahre abzeichnenden, gezielten, wenn auch nicht immer 
erfolgreichen politischen Steuerung kann man eine wichtige Veränderung der staatli­
chen Sozialpolitik erkennen, unabhängig davon, wie man diese Entwicklung beurteilen 
mag. Im Kontext der Rezession setzten die Feuerwehraktionen dort ein, wo sich die 
Löcher am dringlichsten auftaten - und das war damals bei der Bundesanstalt ftlr Ar­
beit mit ihren Milliardendefiziten. Zumindest aus Sicht der Haushaltspolitiker waren 
diese Interventionen recht erfolgreich, denn seit 1984 wies die Bundesanstalt trotz einer 
gegenüber früheren Jahren höheren Arbeitslosigkeit dank gestiegener Beiträge und re­
duzierter Leistungen Beitragsüberschüsse auf: Die Kosten wurden auf andere Stellen, 
insbesondere die kommunale Fürsorge, verlagert. Außerdem sind die parallel dazu ver­
laufenden Lastenumverteilungen zwischen den Versicherungsträgern zu beachten, wo­
bei mit Blick auf einzelne Bereiche nicht immer einfach zu sagen ist, was fiskalisch 
motiviert und was prinzipiellen sozialpolitischen Überlegungen geschuldet war. Im Be­
reich der Rentenversicherung mündete die Planung noch 1982 in einen Gesetzesent­
wurf. Zu berücksichtigen galt es hier zum einen die Anforderungen des Bundesverfas­
sungsgerichts, das die Neuregelung des Hinterbliebenenrechts vorschrieb, was mit 
vorhersehbaren Mehrkosten verbunden war; die Leitmaxime dieser Konsolidierungs-

21 S. Bd. 6 Zweites Kapitel 1.2.6 und Drittes Kapitel Nr. 6. 

22 SVR: Jahresgut8chten 1983/84: Ein Schrin voran. Stuttgart. Mainz 1983, Zif. 480; tnr das Beispiel aus dem 
Jnhre 1981 und mit Blick auf das erste Jaltr der Regierung Kohl vg!. Zit: 478. S. Bd. 6 Drines KapiteJ Nr. S. 
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strategie lautete jedoch zum anderen "Kostenneutralität": Die angestrebte Reform sollte 
nicht zu weiteren Ausgaben des Sozialhaushalts fUhren. Mit der Regierungsneubildung 
1982 wanderte der Gesetzesentwurf zwar zu den Akten, aber in vielerlei Hinsicht las­
sen sich darin die grundsätzlichen Bemühungen der folgenden Jahre erkennenP 

3. Universalisierung des Sozialstaates 

Neue Themen rückten seit der zweiten Hälfte der Dekade in den Vordergrund, die 
von nun an die Debatte über den Sozialstaat begleiten sollten. Die wirtschaftliche Re­
zession in Verbindung mit den Sparbeschlüssen ließ die seit jeher existierende "Spal­
tung des Wohlfahrtsstaats"24 seit den 1980er-Jahren deutlicher hervortreten, weil be­
sonders die Arbeitslosigkeit das auf lebenslangen Arbeitsbiografien beruhende 
.. Normalarbeitsverhältnis" vielfach aus seinen Ankern riss. Die "neue Armut" an den 
Rändern des Sozialstaates fand große Aufmerksamkeit, zumal die CDU mit der The­
matisierung der Neuen Sozialen Frage dieses Problem, das in der Nachkriegsgeschichte 
in den Hintergrund gerückt war, neu auf die Tagesordnung setzte.25 Dabei war die De­
batte über das "Normalarbeitsverhältnis" voller Zwiespältigkeiten: Sollte es verteidigt 
oder als Relikt einer vergehenden Arbeitsgesellschaft gewissermaßen abgeschrieben 
werden? Der Ausschluss oder die Minderprivilegierung von Langzeitarbeitslosen, 
Frauen und Personen mit unbeständigen Arbeitsverhältnissen ließ sich ebenso kritisie­
ren wie die Tatsache, dass die Konzeption des Normalarbeitsverhältnisses, auf dem der 
deutsche Sozialstaat traditionell beruhte, nicht mehr zeitgerecht sei. Auf breiter Front 
machte sich eine ursprünglich im Umfeld der linken Frauenbewegung zu hörende Kri­
tik am Sozialstaat breit. In einer auf Erwerbsarbeit zentrierten Sozialpolitik seien 
"Frauen, die mit ihren Kindern langfristig die Alterssicherung im Umlageverfahren er­
möglichen, relativ schlecht versorgt, während die Frauen, die auf Kinder verzichten, 
vom System relativ begünstigt werden", monierte bald auch der Sachverständigernat. 2. 
BIS 1979 hatte sich die CDU auf diesem Feld der Familienpolitik mit Plänen fUr umfas­
sende familienpolitische Leistungen sehr deutlich positioniert: Das von der Bundesre­
gierung 1979 eingefUhrte Kindererziehungsjahr fur Arbeitnehmerinnen kritisierte die 
Partei als eine Diskriminierung von Hausfrauen. Während der Rezession rückte das 
Thema nur kurzzeitig in den Hintergrund und nach dem Regierungswechsel konnte die 
Partei hier eine ganze Reihe neuer Akzente setzen." Aus Sicht der Sozialstaatskritiker 
ein teurer neuer Weg im Rahmen des Sozialstaates. 

Schon die zeitgenössischen Vorschläge, Erziehungszeiten zu berücksichtigen, liefen 
au~ el~e mter~ssante Vanante der Universalisierung des Systems der sozialen Sicher­
heIt hmaus. D,eser Trend, immer neue Gruppen in den Bereich der Sozialpolitik einzu­
beZIehen, machte auch während des Berichtszeitraums dieses Bandes weitere Fort­
schritte, wenngleich man vielfaltige neue soziale Spaltungen des Sozialstaates seit den 

23 Zum Entwurfvon 1982 vgl. NullmeierfRüb, Transformation, S. 128-131. 

24 ~;~~~ried. Stephanffennstedt, Florian: Politik der Armut und die Spaltung des Sozialstaats. Frankfurt a.M. 

25 Schäfers, Bemh~d: Zum öffentlichen Stellenwert von Annul im sozialen Wandel der Bundesrepublik Deutsch-
land. In: ~ut Im mod7~~ Wohlfahrtsstaat. Sonderhefl 32 der Kölner Zeitschrift tlI:r Soziologie und Sozial­
psychologie. Hrsg. v. Lelbfned, StcphanlVoges, Wolfgang. Opladcn 1992, S. 104-123. 

26 SV~.: Jahresgutac~ten 1983~8~. Zif. 489; OSlßer, Ilona: .. Immer noch wartet die Frau zu Hause ..... _ Zur sozial-

d
po,h'Hr,schen Reguhe~ng ,welbhcher ~ebcnsschancen in der Bundl.'SrepubJik. In: Modeme Lebensläufe im WWl-
e. ISg. v. Lutz Lelsenng, u.a. Wemheim 1993, S. 99-115. 

27 S. Band 7 Drilles Kapitel, Nr. 10. 
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Einschnitten nach 1980 erkennen kann. Gesetze der ersten sozialliberalen Regierung 
aus der Zeit vor 1974 - darunter die Öffnung der Krankenversicherung flir alle Ange­
stellten (1971), die Einbeziehung der Landwirte und ihrer mithelfenden Familienange­
hörigen in eine eigene gesetzliche Krankenversicherung (1972) sowie die Öffnung der 
Rentenversicherung rur Selbständige und Hausfrauen (1972) - ergänzte die neue Re­
gierung unter He/mut Schmidt durch den Krankenversicherungsschutz fUr Studenten 
(1975), die umfassende Integration der Behinderten in Werkstätten, Heimen und An­
stalten in das System der sozialen Sicherung (1975) und schließlich durch die Kilnstier­
sozialversicherung (1981), was zweifellos genauso viel Licht auf die Stellung und 
Selbstverortung von freien künstlerischen Berufen in der bundesdeutschen Gesellschaft 
wirft wie auf die anhaltende Attraktivität eines die gesamte Gesellschaft umschließen­
den sozialen Sicherungssystems, das inzwischen auch viele Selbständige erfasste. 
Überlegungen im Umfeld des Bundesarbeitsministers Wa/ter Arendt, den in Deutsch­
land lebenden ausländischen Gastarbeitern einen Status minderen sozialen Rechts zu 
verleihen, nicht zuletzt mit dem Ziel, sie zur Rückkehr in ihre Heimländer zu bewegen 
oder gar dazu zu zwingen, scheiterten. Doch weitgehende sozialstaatliehe inklusion 
hieß in diesem Fall noch lange nicht gesellschaftliche integration, die als neues Thema 
in den Blick rückte. Widerstände beispielsweise gegen den Bau von Heimen rur Behin­
derte verweisen ebenso auf die Tatsache, dass sozialstaatliehe und gesellschaftliche in­
tegration nicht gleiChmäßig verliefen. 

Dieser Trend hin zu einer Universalisierung des Systems sozialer Sicherheit war in 
Deutschland seit jeher einhergegangen mit organisatorischer HeterogenitäL Die 
Kilnstersozialversicherung passt sehr gut in dieses Bild. Sie implizierte weniger eine 
Gleichheit von Leistungen als eine Rücksichtnahme auf die, so die Begründung, spezi­
fischen Bedürfnisse von Gruppen wie die der Bergarbeiter, Angestellten, Bauern oder 
Kriegsopfer. Die Schwierigkeiten, mit denen die Transfer-Enquete-Kornrnission kon­
frontiert war, verdeutlichen, dass das Leistungssystem selbst ftir Spezialisten kaum 
mehr zu überblicken war, zumal dann, wenn man neben den Leistungen der Sozialver­
sicherung solche wie BAlliG, Kinder- und Wohngeld oder gar das verschlungene Sys­
tem der Steuervergünstigungen mit berücksichtigen wollte. 

Mehrere Strategien bildeten sich in dieser Zeit heraus, die auf eine stärkere Verein­
heitlichung setzten. Dazu zählte die Universalisierung im Rahmen der Sozialversiche­
rung, die sich in Form einer "Volksversicherung" auf die gesamte Bevölkerung unter 
Einbeziehung aller Selbständigen und Freiberufler erstrecken, eine garantierte Mindest­
rente fllr alle Versicherten bereitstellen, eine Ablösung des lohnbezogenen Arbeitge­
beranteils garantieren und den Bruttoanstieg der Renten durch einen Krankenkassen­
beitrag bremsen sollte. Diese Variante brachte 1979 eine Kommission der SPD unter 
Führung Herbert Wehners ins Spie!." Nicht nur die CDU kritisierte die damit verbun­
dene ,.Nivellierung der Rentenleistungen"; die "Gegenposition meiner Partei", so der 
Bundeswirtschaftsminister Lambsdorf! in einem Schreiben an einen besorgten Bürger, 
lautet ,,Leistung muß sich lohnen, auch bei der Alterssicherung".29 Das war die gängi­
ge, politisch höchst wirksame Sprache des institutionellen Status quo, den es zu "re­
formieren" und zu ,,konsolidieren", nicht dagegen gänzlich "umzugestalten" galt. 

28 Vgl. Materialien Alterssicherung. Zukunftsgerechte Weiterentwicklung der Alterssicherung. Probleme Wld Lö­
sungsmöglichkeitcn zur Diskussion gestellt von der Arbeitsgruppe "Sozialpolitisches Programm" der SPD. 
BArch, B 1021235074. 

29 CDU sieht SPD auf dem Weg in die Einheitsrente. In: SZ v. 12.2.1980; Entwurf eines Briefes des BMWi an 
Karl HUbel. 15.10.1980, BArch, B 1021235071. 
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Ein zweites, diesem Vorschlag diametral entgegengesetztes Konzept lief auf ein 
System der "Staatsbürgerversorgung" hinaus. Ihr Kennzeichen war eine staatliche Fi­
nanzierung und damit die Abkoppelung der Leistungen von Beitragszahlungen. Einen 
in diese Richtung zielenden ersten Vorschlag legte 1981 Meinhard Miege/ vor, indem 
er eine staatliche Minimalsicherung anregte. Daran schlossen sich in den folgenden 
Jahren politisch und wirtschaftlich sehr unterschiedlich motivierte Konzeptionen an.30 

Zumindest auf dem Reißbrett der Theorie war der Moment flir eine solche Lösung zu 
diesem Zeitpunkt ideal: Die geburtenstarken Jahrgänge drängten erst auf den Arbeits­
markt, und der bedenklich weit ausgedehnte öffentliche Sektor wies eine vergleichs­
weise günstige Altersstruktur auf. Das Problem solcher, schon früher gegen die bL,­
marcksche Sozialversicherungslösung gerichteten Vorschläge bestand seit jeher nicht 
nur darin, das neue System konzeptionell zu begründen; viel schwieriger noch war es 
Übergänge vom alten ins neue System zu konzipieren. Bei dieser diffIzilen technische~ 
Frage begann erst recht die eigentliche (Überzeugungs-)Arbeit, derer sich niemand an­
nahm, wohl auch deshalb, weil es massive politische Widerstände in allen Parteien und 
den Sozialversicherungsträgem gegen eine solche Lösung gab. 

Die alternative Strategie, welche die Ministerialbürokratie gezielt verfolgte, war die 
Angleichung des Rechts der sozialen Sicherung, ein Thema, mit dem sich unter ande­
rem die Kommission Harmonisierung der Alterssicherungs-Systeme beschäftigte. Die­
ser eher unspektakuläre Weg erschien vielen erfolversprechender und wünschenswerter 
als eine grundlegende Änderung des Status quo. Die auch institutionelle Konservierung 
des Erreichten kennzeichnete die seit der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre eingeschla­
gene Politik, was Einschnitte und Umschichten, eben "Konsolidierung", nicht aus­
schloss. 

Um diese institutionelle Kontinuität zu beschreiben, haben Sozialwissenschaftler 
den Begriff der "Pfadabhängigkeit" eingefiihrt, der allerdings nicht über vielniltige Va­
rianten und mögliche "Trampelpfade" (Manfred G. Schmidf) hinwegtäuschen sollte.31 

Die seit 1974/75 einsetzende Debatte über die Deregulierung des Wohnungsmarktes, 
Selbstbeteiligungen in der Krankenversicherung und das Postulat der "Subsidiarität" 
sind Beispiele daflir. Und die Notwendigkeit, die vom Bundesverfassungsgericht an­
gemahnte Vereinheitlichung der Hinterbliebenenversorgung zwischen Männern und 
Frauen zu realisieren, brachte Bewegung selbst in den Bereich der Rentenversicherung, 
zumal dann~ wenn neben der allgemein postulierten "kostenneutralen" Mittelaufbrin­
gung die demographische Entwicklung mit Berücksichtigung finden sollte. 

Zu dieser Kontinuität beigetragen haben zweifellos die mit dem Sozialrecht befass­
ten Juristen, deren Gewicht nicht zu unterschätzen ist und deren Bedeutung im Kontext 
des auf allen Gebieten zu beobachtenden Trends der Verrechtlichung aller Lebensbe­
reiche sogar noch wuchs. Die Systematisierung der komplizierten, über fast ein Jahr­
hundert gewachsenen Rechtslage lag für sie näher als die Beschäftigung mit politischen 
Neukonzeptionen, die voller Unwägbarkeiten und Risiken waren. So zeichnete sich bei 
der (bis heute nicht abgeschlossenen) Kodifikation des Sozialgesetzbuches, dessen ers­
tes Buch 1976 in Kraft trat, schnell ab, dass die Mehrheit der Sozialrechtier nicht auf 

)0 Miegel. Meinhard: Sicherh.~il im Alter - Plädoyer fllr die Weiterentwicklung des Rentensystems. Stuttgwt 
1~81; Schm~l. Winfried: Uberg~ng zu Staatsbürger-Grundrenten. In: Regulierung und Deregulierung im Be­
reich der SOZialpolitik. Hrsg. v. Tlcmeyer, Theo. Beflin 1988, S. 83-138. 

31 Vgl. die Darstellung in Bd. 7 Vienes Kapitel. S. 774 f.; zu den historischen Konlinuitätslinien und Brüchen vgl. 
HockCT15, Hans Günter: Metamorphosen des Wohlfahrtsstaats. In: Essays zur Periodisierung der deutschen 
Nachkriegsgeschichtc. Hrsg. v, Broszat, Martin. Milnchcn 1990. 
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tiefgreifende Veränderungen, sondern auf die Konservierung überkommener Institutio­
nen setzte. Selbst in der Definition sozialer Rechte im Ersten Buch, mit dem auf den 
ersten Blick neue Wege beschritten wurden, kann man zugleich einen "Triumph des In­
stitutionalismus deutscher Sozialleistungspolitik" (Hans F. Zacher) erkennen.J2 Dass 
die Vereinheitlichung des Sozialrechts nicht notwendigerweise immer nur Klarheit und 
schon gar nicht "Volkstümlichkeit" brachte (und bringen konnte), war eine emOchtern­

de Erfahrung. 
Widerstände gegen grundlegende Veränderungen des Systems der sozialen Siche­

rung kamen zugleich aus anderen Richtungen. Zu nennen sind die Sozialversicherungs­
träger, die ihre Zuständigkeit verteidigten und dabei - das darf nicht unterschätzt wer­
den - auf das ,,Machbare" pochten. Noch deutlicher wird das bei den Gewerkschaften 
und den Parteien, die auf ihre Wählerklientel achten mussten. So gingen 1980 FDP und 
SPD nur mit größter Vorsicht die bergbau liehe Knappschafts- und die Versicherung der 
Landwirte an, die aus sich selbst heraus nicht tragfähig waren und auf Milliarden von 
ölfentlichen Zuschüssen angewiesen waren. Wenn die Landwirtschaft, die in das Res­
sort eines FDP-Ministers fiel, in die Sparbeschlüsse "mit hereingenommen werden 
soll", so Genscher mit Blick auf die Sparmaßnahmen, "müsse man auch über die 
Knappschaft reden", aber der Bergbau stellte, wie alle wussten, ein fiir die SPD ,,hoch­
politisches Thema" dar, an das man nur zögernd heranging." Auf der anderen Seite 
sträubte sich die Gruppe der Beamten gegen eine wie auch immer geanete sozialpoliti­
sche Gleichstellung mit anderen Gruppen. Zu sehen ist das exemplarisch an einer Dis­
kussion 1978/79 darüber, ob die Leistungen der Beamtenversorgung - Pensionen, Fa­
milienzuschläge und Beihilfen - unter dem Kapitel "Soziale Sicherheit" in den 
Sozialbericht aufgenommen werden sollten. Das Bundesinnenministerium plädierte sa­
gar dafür, das gesamte beamtenrechtliche System aus dem Sozialbudget zu eliminieren, 
und zwar mit der formalrechtlichen Begründung, Pensionen seien ,,nicht Sozialleistun­
gen, sondern Ausfluß des Alimentationsprinzips". Dieser Sicht, die sich auf die .,her­
gebrachte Sicht des Berufsbeamtenturns" (Art. 33 V GG) stützte, wollten sich die ande­
ren Ressorts schon mit Blick auf die internationale Praxis nicht anschließen; außerdem 
gab es flir eine Einbeziehung systematische Gründe, da, wie das Bundesarbeitsministe­
rium mit bemerkenswerter historischer Urteilskraft betonte, die Beamtenversorgung 
das Urbild und auch heute vielfach noch das Vorbild der Sozialleistungen" darstelle." 

Vor dem Hintergrund solcher Auseinandersetzungen war kaum an eine Integration von 
Beamten in eine wie auch immer geartete "Volksversicherung" oder Staatsbürgerver­
sorgung zu denken. Der Punkt ist insofern von Bedeutung, da die Beamtenversorgung 
ein interessantes, von vielen verbeamteten Sozialstaatskritikem wohl unterschätztes 
Nadelöhr fLir die Reform der Leistungsgesetze der Sozialversicherung ist. Solche Wi-

32 Zacher, Hans F.: Grundlagen der Sozialpolitik in der Bundesrepubllk Deutschland. In: Geschichte der So~alpo­
litik in Deul5Chland seit 1945, Bd. I: Grundlagen der Sozialpolitik. Hrsg. v. Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung/Bundcsarchiv. Baden-Baden 2001, S.333-684, S.552. Dabei stellt die Ptax~ der so.zial~ 
Rechtssprechung ein ArkllßWD eigener Art dar und verdient gerade filr den hier untersuchten Zeitraum eme eI~ 
gene kritische Arbeit. 

33 Der Gesamthausbalt bei der Altersversicherung der Landwirte betrug 1980 12,7 Milliarden DM, davon wurden 
600 Millionen durch Beiträge und 12,1 Milliarden durch Bundeszuschüsse gedeckr, in der Bundesk.nappschaft 
belief sich der Haushalt auf 11.05 Milliarden bei einem Bundeszuschuss von 8,55 Milliarden und Beitragen von 
2.5 Milliarden. Protokollentwurf (Nr. 6) des KoaiitioßSsesprächs sm 29.7.1981. S.3 (Genscber), S.13; 
Mauhöfer, Hllßs: HWDllßisierung der Arbeit und ProduktiviUlt in der Industriegesellschaft, Köln" 3. Aufl. 1980-

AdsD, HSAAl9382. 
34 BMWi, Abt. I. Tielmeyer, an I C 5.15.5.1979. betr.: SoziaJbudget, Anlage der Argumente des BMI und des 

BMA dafür und dagegen, S. 2 (Ziblt), BArch. B 1021235080, . 



dent:lndl! orklärell ""l"'lIt.. warum ein .. ~n .. '''.gfeid'''''g """ lA"""gen und ihre 
gradWdl .. Al,,'ttnlrung die funktionalere Saar"",i .. dantdften. die mJtteI- und längerfris­
tig einen nicht neuen:. hdchllt .=cillun~ Rd,om1pfad fort...:hrieb. 

4. SoziaHeistungeD und sozialpolitische Erwartungen 

Ein Bollwerk der Verteidigung d.!s Stams quo "'aren nicht zuletzt die BegGnstigten 
VOlt. Sozialtransfe.,.. Elie öffendichen Debatten der Zeit kreisten vielfach um die An­
.pruchshalrong VOlT Arbeitslosen,. Empflngem VOll öffentlichen fUrsorgeleisrongen 
(einschließlich des Wohngeldes), Soadentel1 mit BMOG oder denjenigen, die "unge­
rechrfenigr Kuren in Anspruch nahmen, welche ihnen, wie vielfach zu hören war und 
womr es zahlreiche Belege gibt.. von gut bezahlten Ärzten, die mitunter lax bei der 
Ausstellung von ArbeilSOniähigkeitsbescheinigungen waren, verschrieben wurden: Das 
System d"" sozialen Sicherung bedürfe einer Sicherung gegen Missbrauch; daraus ließ 
sich das Posrolat ableiten. dass der Scaat ,.den Sicherungszwang für seine Bürger auf 
ein bestimmtes unumgängliches Maß begrenzen soll".35 

Der Vorwurf des .. Missbrauchs" war mit Blick auf die vermeintliche oder tatsächli­
che Erschleichung von Wohngeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und der Kuren 
weit verbreitet. Hi.". wurden nun seit dem Haushaltsstrukturgesetz 1975, wenn auch 
sehr zögerlich, konkrete Maßnahmen getroffen. Dabei darf jedoch nicht übersehen 
werden, dass die hohen K05ten nicht primär auf Missbrauch, sondern auf gesetzlich 
verbriefte, in den vorangegangenen Jahren sehr weit ausgedehnte Anwartschaften zu­
ruckzuflihren waren. Das hL,marckrche System beitrags finanzierter Leisrongen war, 
wie sich nun mit aller Deutlichkeit zeigte, in der Tat institutionell sehr viel konservati­
ver als ausländische steuerfinanziet'te Sicherungssysteme, die in Deutschland vielfach 
mit Sozialismus und "Gleichmacherei" in Verbindung gebracht wurden: Erworbene 
Anspruche, die den Rang von Eigentumsgarantien hatten, wollten abgegolten werden. 
Das gilt gerade für das weite Feld der Alterssicherung. Sie umschloss Versicherte und 
deren Angehörige in den großen Zweigen der Renten- und berufsständischen Versiche­
rungen im Bergbau, der Landwirtschaft und der freien künstlerischen Berufe, der 
Kriegsopferversorgung, des Lastenausgleichs und nicht zuletzt der Beamtenversor­
gung. Seit jeher war die Versorgung der Alten und Invaliden ganz wesentlich flir die 
Höhe der Aufwendungen des deutschen Systems der sozialen Sicherung verantwort­
lich, auch daflir, dass die Bundesrepublik in der Nachkriegszeit in diesem Bereich zu­
nächst die bei weitem höchsten Ausgaben unter den westlichen Industrieländern auf­
zuweisen hatte und erst in den I 970.".-Jahren in das ,.obere Mittelfeld" rutschte]. 

Von den sozialen Transferleistungen profitierten viele Gruppen und Personen, dar­
unter nicht wenige, die oder deren Kinder über die Expansion des kostenlosen Bil­
dungssystems von der Expansion der Wissensgesellschaft profitierten. Die Sozialpoli­
tIk mcht erst der sozialliberalen Koalition begünstigte aber sehr deutlich jene 
Alterskohorten, die Opfer sowie aktiv Handelnde des katastrophenreichen 20. Jahrhun­
derts mit seinen Kriegen, [ntlationen, Vertreibungen und Zerstörungen waren. Mehr als 
manche romantisierenden Zuschreibungen vermuten lassen, hatten sie sich auf den 
Scaat als Garant sozialer Existenzsicherung verlassen. Das galt gerade auch fllr jene seit 
der Jahrhundertwende geborenen Bevölkerungsteile, die nach dem Desaster des Dritten 

35 SVR: Jahresguaachlell 1983/84, Zif. 483. 

36 Siegel. Baustelle, S. 131-160. 
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Reiches und des Zweiten Weltkriegs maßgeblich den Wiederaufbau der Bundesrepu­
blik in die Hand genommen hatten und seit dem Ende der 1960er-Jahre ins Rentenalter 
vorrückten, später dann vielfach beschleunigt durch die Praxis der Frühverrentung.37 

Wie keine Altersgruppe vor noch nach ihnen profitierten sie von sozialen Leistungs­
verbesserungen der ersten sozialliberalen Regierung: Aus einer Rente von 500 DM im 
Jahre 1969 waren 1978 1.119 DM geworden, was einer Steigerung von 123 Prozent 
entsprach. Die Grundrenten der Kriegsopferversorgung stiegen im gleichen Zeitraum 
um 138,9 Prozent und die der Kriegerwitwen sogar um insgesamt 158 Prozent. Diese 
Zahlen zeigten, so Bundesarbeitsminister Ehrenberg in einer Bilanz sozialdemokrati­
scher Sozialpolitik rur die SPD-Bundestagsabgeordneten, "in welchem hohen Maße 
mit den Menschen in unserem Lande Solidarität praktiziert wird, die auf diese Sozial­
leistungen angewiesen sind".3' Ob "Solidarität" das Motiv rur diese Politik war, mag 
man bezweifeln. Dem seit der Weimarer Republik und der NS-Zeit immer wieder evo­
zierten Ideal der Lebensstandardsicherung im Alter wie im Falle von Krankheit und 
dem Eintreffen anderer Risiken war man auf jeden fall sehr nahe gekommen. Für viele 
Betroffene, nicht nur Rentner, sondern ebenso Arbeitslose, Empfanger von Wohngeld 
oder BAföG, bedeuteten diese Reformen eine neue, auch finanzielle und soziale Unal>­
hängigkeit, deren Konsequenzen kontrovers diskutiert wurden. Das vermag nicht zu 
verwundern, denn dahinter verbirgt sich ein tief greifender, wenngleich nicht neuer 
Strukturwandel von Familienfunktionen einerseits und sozialen Kommunikationsnet­
zen namentlich von Nachbarschaften und solidarischen Klein- und Großorganisationen 
andererseits. Und nicht nur das: Mit dem Ausbau des Sozialscaates verbunden war 
(nicht erst seit dieser Zeit) eine Neupositionierung des Individuums in Gesellschaft und 
Staat, deren Konsequenzen nur schwer übersehbar sind.39 

Die Bemerkung Ehrenbergs stammt aus dem Jahr 1978, dem Jahr, in dem erstmals 
die Stabilisierung des steigenden Nettorentenniveaus zu Gunsten der Rentenempfanger, 
gemessen am Niveau der Einkommen der Beschäftigten, einsetzte. Denn ohne die Ein­
griffe durch das 20. und 21. Rentenanpassungsgesetz wären die Renten gegenüber den 
Einkommen der Aktiven überproportional gestiegen.4o Trotz Kürzungen infolge verän­
derter gesetzlicher Regelungen mit ihren schon erwähnten zeitverzögerten Effekten 
stellten sich in der statistischen Rechnung ,,Rentner" - Analoges gilt wohlgemerkt rur 
Bezieher von Pensionen und anderen Alterseinkünften - noch immer besser als bei­
spielsweise Arbeitslose und Fürsorgeempfanger. Die Einkommen aus dem Bereich der 
scaatlichen Altersversicherung und -versorgung entwickelten sich in etwa parallel zu 
dem der Arbeitnehmer. Berücksichtigt man darüber hinaus die Tatsache, dass zu diesen 
sozialen Transferzahlungen vielfach Betriebsrenten hinzukamen. so stellten sich viele 

37 Vgl. insbesondere Generalionalilät und Lebensgeschichte im 20. Jahrhundert. H!'Sg. v. Reulecke, Jßrgen untc:r 
Mitarbeit von Müller-luckner. Elisabeth. München 2003. 

38 Herben Ehrenberg, Sozialpolitik 1968-1978. Bilanz sozialdemoknuischer Politik,. Teil A: Ausbau und Konsoli­
dierung der Sozialen Sicherung, 20. April 1978, S. 6. 

39 Für einen guten Einblick. wenn auch nicht rur die hier untersuchte Zeit vgL Conrad. Chrisloph: Vom Greis zum 
Rentner. Der Strukturwandel des Alters in Deutschland zwischen 1830wtd 1930. Göningen 1994. 

40 Übersicht aber die Soziale Sicherheit. Hrsg. v. Bundesminisler fiJ:r Arbeit und Sorialordnung. Bonn 1990, 
S. 186 f. Die neuen gesetzlichen Regelungen minderten die Standardrente der Neuzugänge - diese wird berech­
net auf dc:r Grundlage eines Rentners mit durchschnittlichem Arbeitseinkonunen und 40 Jahren Beitragsleia­
tung, mithin einem traditionellen NonnalarbeitsverblUtnis - 1978 um 38,70 DM gegenOber einc:r monatlichen 
Standardrente vor den Kürzungen von 1092,10 DM; 1979 um 114.80 gegenüber 1168.20 DM; 1980 146,50 DM 
gegenUber ursprUnglieh 1242.10 DM; 1981 um 175.20 DM gegenüber 1314,60 DM; 1982 um 18.5.20 DM ge­
genUber ursprünglich 1390,20 DM. Die Rentenpolitik der konservativ-liberalen Regierung folgte diesem Pfad. 
Zahlen nach Alber. Sozialstaat, S. 300 f. 
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Rentenbezieher, darunter insbesondere Männer mit einem früher hohen Einkommen, 
die in Großbetrieben gearbeitet hatten, vielfach sogar deutlich besser als in ihrem akti­
ven Leben. 

In einer Gesellschaft mit einer ausgeprägten öffentlichen Diskussionskultur wie in 
der Bundesrepublik seit den 1970er-Jahren flillt auf, dass trotz der verbreiteten Rede 
über das ,,Anspruchsdenken" und die "Anspruchsinflationen" der Deutschen die ältere 
Generation von der Kritik weitgehend ausgespart blieb. Solche negativen Zuschreibun­
gen waren wohl nicht mit dem Status der Wiederaufbaugeneration in der bundesdeut­
schen Gesellschaft vereinbar, deren Eltern vielfach gerade noch in den Genuss der 
adenauerschen Rentenrefonn von 1957 gekommen waren und die sich dem eigenen 
Selbstverständnis nach ihre Leistungen durch Militärdienst (und damit, sozialgeschicht­
lich nicht ganz uninteressant, durch Beitragszeiten in der Angestelltenversicherung) 
und durch Beiträge erdient und erworben hatten. Ganz in diesem Sinne des Schutzes 
erworbener Rechtsanspruche betonte das Bundesverfassungsgericht 1980 in einer 
wichtigen Entscheidung, dass sich der Eigentumsschutz des Art. 14 GG im Grundsatz 
auch auf Versichertenrenten und Rentenanwartschaften der gesetzlichen Rentenversi­
cherung bezieht. 

"Rentner haben keine Lobby", hatte es demgegenüber noch auf dem Cover von 
Heiner Geißlers Buch zur Neuen Sozialen Frage aus dem Jahr 1976 geheißen, in deren 
Zusammenhang die unbefriedigende Lage der Frauen und der kinderreichen Familien 
in der bundesdeutschen Gesellschaft sowie im Rahmen des Systems der sozialen Siche­
rung behandelt wurde, ohne dass die bisherige Rentenpolitik vom Politiker der "alten" 
sozialen Frage zugerechnet worden wäre. Allenfalls verschlüsselt war das Thema auf­
getaucht: Als Anstieg der "konsumptiven Ausgaben", die es zu begrenzen, als "Kumu­
lierung" von unterschiedlichen Leistungen oder als "Kostenneutralität", die es in Zu­
kunft zu wahren gelte. Das einsetzende Interesse für demographische Fragen in der 
Ministerialbürokratie, bei den Sozialversicherungsträgem und vielen wissenschaftli­
chen Experten ist wohl nicht zuletzt vor diesem Hintergrund zu sehen. Denn die beun­
ruhigenden statistischen Prognosen hinsichtlich der künftigen Bevölkerungsentwick­
lung waren eine objektive, vor allem aber eine scheinbar "unpolitische" Vetornacht, mit 
der sich sozialpolitischen Erwartungen der Generation der Alten entgegenwirken ließ.'l 
Das zeigte sich bezeichnenderweise erstmals 1975, mitten in den Debatten über das 
Haushaltsstrukturgesetz, als Bert Rürup, damals Referent im Bundeskanzleramt, eine 
kleine Diskussion auslöste, weil er "wegen des Geburtenrückgangs das Wachstum der 
Einkommen der älteren Bevölkenmg" begrenzen wollte." Gemessen an der Intensität, 
mit der insbesondere die Opposition dieses Thema bearbeitete, ist es dennoch bemer-

41 Nullmeier/Rüb, Transformation. In vieler Hinsicht übernahm die Debatte über demographische Entwicklungen 
eine Funktion, die frtJher die umstrittene Kapitaldeckung hane, in der ja auch demographische Entwicklungen 
aUlOmatisch (beim so genannten Anwartschaftsdeckungsverfahren) oder rechnerisch (bei der Festsetzung be~ 
stimmter Perioden rur die Deckung) berücksichtigt wurden. In der zeitgenössischen Diskussion sind im übrigen 
interessante Blindstellen über die demographischen Probleme zu beobachten. Denn während die Folgen fUr den 
Bereich der Rentenversicherungen gut untenucht wurden (und entgegen vieler Polemiken bei der Refonn der 
Rentenvcn;ich~rung berücksichtigt wurden), scheint Analoges flir die Versorgung der Beamten nicht der Fall 
gewescn zu sem. 

42 BMA, StS Heinz Eicher an Chef Buka, Betr.: Künftige Entwicklung der Rentenversicherung, 18.2.1975, AdsD. 
HSAN9339. Eicher meinte, die Fachleute seien über den Mangel an Sachkunde des Verf. erschrocken und 
empfahl. den Aktenvorgang unter Verschluss zu nehmen. Dass Rürup der Verfasser des (nicht vorliegenden) 
Papiers war, wird deutlich in: Buka. V/2, Bert RUrup an AL V und Chef Buka, 12.3.1975. ebd. Es sollte keine 
"Diskussion begonnen werden", 80 der Autor. aber "politische Vorsicht schließe ja Nachdenken und langfristi­
ges Vorausrechnen nicht aus". 
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kenswert, wie langsam sich das Problembewusstsein mr diese Frage entwickelte, und 
zwar bis weit in die I 990er-Jahre hinein. 

5. "Humanisierung der Arbeit" und die Dilemmata 
sozialdemokratischer Reformpolitik 

Der deutsche Sozialstaat war immer mehr als nur Sozialversicherungsstaat. Gerade 
in den 1970er-Jahren wurden ihm sehr weitreichende sozial- und gesellschaftspoliti­
sche Aufgaben zugeschrieben, woran sich dann die liberale wie konservative Kritik 
entzündete. Dazu beigetragen haben sowohl sozialwissenschaftliehe Theorieansätze, 
die Sozialstaatlichkeit in einen Kontext der Modemisierung von demokratischen In­
dustriegesellschaften stellten, als auch die Arbeiterbewegung, die sich vom Sozialstaat 
einen dritten Weg zwischen Sozialismus und Kapitalismus versprach, der nicht zuletzt 
den Stellenwert von Arbeit in der Gesellschaft verbessern und aufwerten sollte. Wie 
viele Historiker und Sozialwissenschaftier argumentierten, wurzelte die historische 
Entwicklung der Sozialpolitik in der Kraft der Arbeiterbewegung, die soziale Rechte 
als Korrelat von Freiheits- und politischen Rechten erkämpft hatte." Diese Position 
konnten Verfechter der christlichen Soziallehre sehr wohl unterstützen - die Sozialen­
zyklika Laborern Exercens von Papst Johannes PaullI. aus dem Jahr 1981 ging in die­
se Richtung" - auch wenn sie neben der Vergemeinschaftung von Menschen durch 
Arbeit stärker die durch die Familie betonte und im Übrigen die "Subsidiarität'·, die 
Hilfe zur Selbsthilfe, in den Vordergrund stellten. 

Ein Kennzeichen der hier untersuchten Zeit ist, dass dieser emphatische und eman­
zipatorische Begriff von Arbeit und Sozialpolitik in den Hintergrund trat, ein Aspekt, 
der sicherlich noch deutlicher werden würde, wenn die Entwicklungen und Debatten 
der folgenden Jahre mitberOcksichtigt würden. Der Stellenwert von (Industrie-)Arbeit, 
die traditionell einen wichtigen Kern der deutschen Sozialpolitik ausgemacht hatte, 
veränderte sich: Der frühere Arbeitskräftemangel verkehrte sich in Arbeitslosigkeit, 
die, wie abzusehen war, durch Rationalisierungsmaßnahmen eher noch verschärft wer­
den würde. In einem internen Papier aus dem Umkreis der SPD-Minister wurde dieser 
Punkt prägnant fonnuliert: "Qualifizierte Arbeitskraft galt in den 50er und 60er-Jahren 
in der Bundesrepublik als ein knappes und begehrtes Gut. Es wurde von den Unter­
nehmen auch Ober Zeiten schwacher Produktionsauslastungen gehortet. Diese Ein­
schätzung hat sich fundamental gewandelt. Arbeitskräfte werden heute in erster Linie 
als ein hoher Kostenfaktor (Lohn-, Nebenkosten) empfunden, dessen Vorhalten als um 
so risikobehafteter angesehen wird, als die Kosten mr den Personalabbau im Risikofall 
steigen.· .. ' Dahinter verbirgt sich ein wichtiger Aspekt der seit den späten 1970er­
Jahren diskutierten "Krise der Arbeitsgesellschaft'·, die zugleich Fragen nach der künf­
tigen Funktion von Sozialpolitik in einer Gesellschaft aufwarf, die stärker durch ,,mar-

43 Den besten kritischen Überblick über die verschiedenen ErklllrungsansAlZe bietet Alber. Jens: Vom Armenhaus 
zum WohlfahrtsstaBL Analysen zur Entwicklung der Sozial\lc:rsi.cberung in Deutschland. Fnmkfurt LM .• New 

York 1982. 
44 Vgl. Rohde, Helmut: Die Arbeit hat VQIT8Ilg. Zw neuen päpstlichen Sozial-~klik •• In: Sozjaldemo~ti­

scher Prcssedienst Nr. 177 v. 17.9.1981. Der Autor sah sich in vielen Punkten, rueht zuletzl dem postuherte.o 
Vorrang der ..Arbeit gegenüber dem Kapital .. und der zentnLIen Rolle .VOIl ~it rur den ~ang. der mcns:ch~­
eben Gesellschaft, mit dem Papst einig. Vgl. auch Herben Wehner an die Mitglieder und Mlta(belta: der F~tJ­
on der SPD, 29.9.1981, AdsD, HSAAl10105. Wehner empfahl, die Enzyklika in Gesprlchen und DiskUSSionen 

einzubringen. 
45 Schmidt, Helmut. Ausarbeitung (ohne Titel) \10m 15.4.1974, S. 8. AdsD, HSAAlI0072. 
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ginale Gruppen" wie die Ausländer, dann aber auch von schlecht bezahlten Angestell­
ten und von Frauen geprägt sein würde. Mit Blick auf die wachsende Zahl von Kriti­
kern des expansiven Sozialstaates mochte es zudem so erscheinen. als ob, wie Jürgen 
Habermas fonnulierte, jene "utopische Energie", die in der klassischen industriellen 
Arbeitsgesellschaft wurzelte und die ein Mehr an sozialen Rechten wie ein Mehr an 
Freiheit versprach, erlahmte.46 

Diese Veränderungen, die zugleich sozial-strukturell wie atmosphärisch-mental 
wirksam waren, sind nicht einfach zu fassen, schon gar nicht allein über den Bereich 
der Sozialpolitik. Einen Einblick in den sich verändernden sozialpolitischen Impetus 
vennittelt das Konzept der "Humanisierung der Arbeit", das Bundeskanzler Wi//y 
Brandt bei seiner Regierungserklärung 1972 so eindringlich in den Vordergrund ge­
steilt hatte und das dann 1974 das Bundesministerium fUr Arbeit und Sozialordnung 
und das Bundesministerium rur Forschung und Technologie als ein auf lange Dauer 
angelegtes Forschungs- und Entwicklungsprogramm - die bürokratische Sprache fUhrte 
es unter dem Kürzel HdA - aus der Taufe hoben. ,,Humanisierung der Arbeit" atmete 
ganz den sozialdemokratischen Refonngeist, der sich im Einklang mit internationalen 
Entwicklungen etwa in Japan wusste. Horst Ehmkes Nachfolger im Forschungsministe­
rium Hans Mal/höfer sowie Walter Arendt und Helmut Rohde waren an der politischen 
Spitze die treibenden Kräfte, wobei ihre biografische Nähe zu den Gewerkschaften eine 
wichtige Rolle spielte. Der Bundeskanzler hielt dagegen "nichts" von dem Begriff'7 
Die Attraktivität des Programms beruhte darauf, dass sich damit viele Aspekte der so­
zialdemokratischen Refonn- und Sozialpolitik ansprechen und bündeln ließen, die in 
den verschiedenen Längsschnitten dieses Bandes meist in einem anderen Kontext an~ 
gesprochen werden.48 

Erstens fungierte die "Humanisierung der Arbeit" als diskursiver politischer Ober­
begriff fUr andere große Themen der Zeit, darunter Demokratisierung, Lebensqualität, 
Gleichberechtigung, Mitbestimmung und Selbstverwirklichung. Dabei hatte das 
Schlagwort eine konkrete und praktische Dimension, da es ein politisches Handlungs­
programm implizierte, egal, ob es sich um den Umwelt-, Gesundheits-, Unfall- und 
(Jugend-)Arbeitsschutz, die Verbesserung von Arbeitsplätzen oder die Bildungs- und 
Beschäftigungspolitik handelte; die Familienpolitik ließ sich hier ebenfalls verorten, 
zumal dann, wenn es um flexiblere, auf die familiären Bedürfnisse abgestimmte Ar­
beitszeitregelungen ging'9 Unverkennbar war, dass damit zwar gesellschaftspolitische 
Themen angesprochen werden konnten, dass jedoch - dieser Punkt kann nicht genug 
betont werden - eine um unselbständige Arbeit, nicht dagegen eine um Mutterschaft 
zentrierte, umfassende Sozial- und Gesellschaftspolitik im Vordergrund stand. 

46 Habe~s. J~rgen: Die ~se ~~s Wohlfa~rtsslaates und die Erschöpfung utopischer Energien. In: Die Neue 
Unuhcrslcht!IC~kclt. KIeme politIsche Sctmtlen, Bd. 5. Hrsg. v. Habennas. JUrgen. Frankfurt a.M. 1985, S. 141-
16? Am Beispiel der Forschung zur Geschichte der Arbeiterbewegung ließe sich diese Entwicklung auch auf­
zeigen. 

47 ßuka, AL 5, Albrecht Müller, Gt!sprachsnotiz (liberein Gespräch mit Schmidt) v. 15 10.1974 S I BArch B 
136/14855. . ,. , , 

48 Für das ~olgende vgl. Rohde. H:lm~t: Gese.llschaftspolitische Planung und Praxis. Bonn-Bad Godesberg 1974, 
S',,33-62, Basenau, ~ut~ u.a.: ~ür eine SOZiale Zukunft. Mit einem Vorwort von Herben Wehner. München, 
Wien 1975; ... damit dle.~belt menschlicher wird. 5 Jahre Aktionsprogramm Humanisierung des Arbeitsie­
~s. Hrsg. v. ~~hler. Wllh. Bonn 1979; Mluthöfcr, Humanisierung; Kreikebllum, HartmuuHerbert, Klaus­
Jurgen: .~um~lsle~g der Arbeit. Arbeitsgestaltung im Spannungsfeld ökonomischer, technologischer und 
humamtärer Ziele. Wlcsbaden 19158. 

49 BMfJFG an BMA. Referat 111 b 7, betr.: Humanisit!rung des Arbeitslehens, 15.1.1980, BArch, B 102/235117. 
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Zweitens spielte die Dimension sozialer (Partizipations-)Rechte eine wichtige Rol­
le. So sprach beispielsweise Rohde davon, dass es keinen Grund gebe, "die Arbeitswelt 
von den Menschenrechtsgarantien des Grundgesetzes auszunehmen", und dass es ohne 
"Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit" keine humanen Arbeitsverhältnisse ge­
be.5o In dieselbe Kerbe schlug der sozialpolitische Experte des DGB, Gerd Muhr, wenn 
er meinte, es gehe darum, gegenüber den ,,zunehmend technisch-6konomischen Anfor­
derungen unserer Zeit die persönlichen Entfaltungsmöglichkeiten des Einzelnen her­
auszustellen sowie eine Verstärkung seiner Beteiligung an den Entscheidungsprozessen 
(in den Betrieben - MHG) zu erreichen".51 Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehun­
gen müssten, so war oft zu hören und zu lesen, besser an die Bedürfnisse und Leis­
tungsmöglichkeiten der Menschen angepasst werden. ,,Humane Arbeitsverhältnisse", 
so Rohde, der die theoretischen Debatten Uber "entfremdete Arbeit" nur zu gut kannte, 
,,sind letztlich erst dann verwirklicht, wenn die Arbeitnehmer sich bei ihrer Arbeit wohl 
ftihlen und ihre sozialen und kulturellen Bedürfnisse und Empfindungen nicht beein­
trächtigt sind."52 Dazu zählten auch neue soziale Organisationsfonnen der Produktion, 
namentlich die ,,Lösung des Menschen vom Maschinentakt durch die Bildung von ma­
nuellen und automatischen Arbeitsabschnitten", die dazu beitragen sollten, die Arbeit­
nehmer in diesem "System taktunabhängig arbeiten und ihr Arbeitstempo in gewissen 
Grenzen selbst bestimmenU zu lassen.53 

Drittens stand das Thema Humanisierung der Arbeit ganz unter dem Leitstern "in­
dustrieller Modernisierung" und des "technischen Strukturwandels", den das For­
schungsministerium propagierte: Betriebliches Effizienzdenken ging Hand in Hand mit 
Vorstellungen vom Wachstum der Volkswirtschaft. Dazu zählten nicht nur die schon 
genannten Maßnahmen des Arbeitsschutzes (beispielsweise in Verbindung mit neuen 
Technologien) und klassische Themen der Arbeitswissenschaft, sondern auch die da­
mals viel diskutierten und umstrittenen neuen Produktionsmethoden, welche die mono­
tone Fließbandarbeit ersetzen sollten. Mancher Beobachter erkannte in diesen Maß­
nahmen auf betrieblicher Ebene eine der Grundlagen des industriellen Erfolgs 
deutscher Unternehmen und sah denn auch Humanisierung der Arbeit als einen Aspekt 
des "Modells Deutschland" mit seiner spezifischen Verknüpfung von Sozial-, Wirt­
schafts- und Technologiepolitik.54 

Viertens sollte das Programm neue Wege der Demokratisierung staatlicher Politik 
aufzeigen. Auf fast allen Ebenen der Verwaltung und DurchfUhrung waren die Unter­
nehmensleitungen, Gewerkschafter und Wissenschaftler in die Programmgestaltung 
von HdA integriert. Das galt auch im betrieblichen Bereich, wo die Betriebsräte an 
konkreten Forschungsvorhaben beteiligt waren, womit, wie betont wurde, die Mitbe-

50 Arbeit sichern ~ Arbeitsbedingungen verbessern. Aktionen nlr die 80er Jahre. Vorlage der K.ommission ..Hu­
manisierung der Arbeit" unter Vorsitz von Helmut Rohde. Erster Diskussionsentwurf (November 1981), Ab­
schnitt IV, S. 2, S. 7; AdsD, HSAA/6325. Das Papier. dem eine knappe ..zusammenfassung der Schwerpwtkte" 
vorausging. beruhte auf einer Anhörung, die am 3. November stattfand; sie war begleitet von einem Brief Roh­
des an den Paneivorsitzenden Willy Brandt v. 10.11.1981. 

51 Wir halten den Sozialtopf am Kochen. In: Weh der Arbeit v. 25.4.1975. 

52 Wie Anm. 50, IV, S.7. 

53 BMF, Sachstandsbericht zum Prognunm .. Humanisierung des Arbeitslebens", 1.2.1980, S.6, BArcb, B 
149/61411. Vgl. CD-ROM. DokumenI6/129. 

54 Streeck, Wolfgang: Successful Adjustment to Turbulent Markets: The Automobile Industry. In: Industry and 
Politics in West Gennany. Toward the Third Republic. Hrsg. v. Katzenstein, Pcter J. Ithaca. London 1989. 
S. 113-156. S. 131; Kern. HorstlSchumann. Michael: Das Ende der Arbeitsteilung? Rationalisierung in der in­
dustriellen Produktion. MUnchen 1984. Die internationalen Bestrebungen auf diesem Gebiet in Europa und 
weltweit sind m. W. bisher nicht untersucht worden. Wichtig ist wohl der zeit8enössische Blick Buf Japan. 
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stimmung in den Betrieben ausgeweitet werden sollte: Den Arbeitnehmern müsse deut­
lich werden, so Rohde, was die Mitbestimmung "insbesondere als Mittel der Selbstbe­
hauptung im strukturellen und technologischen Wandel" noch zu bewirken habe.55 

Das Programm "Humanisierung der Arbeit" hieß zunächst Förderung von konkre­
ten Forschungsprojekten, fiir die von 1974 bis 1980 fast 400 Millionen DM in den Etats 
des Arbeits- und des Forschungsministeriums vorgesehen waren. Davon entfielen 
knapp 60 Prozent auf Vorhaben, die einem erhöhten Schutz der Gesundheit dienten, 
und zu denen solche des Arbeits- und Unfallschutzes zählten; ein Viertel bezog sich auf 
solche Projekte, welche die "Qualität der Arbeit" zum Ziel hatten. Dabei stand die prä­
ventive Sozialpolitik im Mittelpunkt.56 Neben konkreten Maßnahmen des Unfallschut­
zes in einzelnen Industriezweigen sind zu nennen die Arbeitsstättenverordnung von 
1975, mit der Erkenntnisse aus dem Bereich der Arbeitsmedizin, der Betriebshygiene 
und Ergonomie am Arbeitsplatz berücksichtigt wurden, die Arbeitsstoffverordnung von 
1975 mit ihren Bestimmungen über den Umgang mit gefahrlichen ArbeitsstOffen, das 
Sprengstoffgesetz von 1976, die Strahlenschutzverordnung von 1976 und das Jugend­
arbeitsschutzgesetz von 1976. Eines der markantesten Beispiele für die Öffentlichkeits­
arbeit ist das 1977 mit erheblichem WerbeaufWand eingeführte Prüfzeichen "GS = ge­
~.rüfte Sicherheit" fiir technische Geräte. An diesem letzten Beispiel lassen sich 
Ubergänge zum Konsumentenschutz erkennen.57 

Markante Felder auf anderen Gebieten betrafen die industrielle Arbeit von Frauen 
und die Integration von ausländischen Beschäftigten. Die Monotonie der Arbeit Unge­
lernter war ein zentrales Thema und betraf nicht nur weibliche Arbeitnehmer. Mit dem 
Mutterschaftsurlaubsgesetz VOn 1979 sollten Familie und Erwerbstätigkeit besser mit­
einander in Verbindung gebracht werden; Möglichkeiten wurden geschaffen, dass sich 
erwerbstätige Eltern. auf Kosten der gesetzlichen Krankenversicherung zur Betreuung 
emes erkrankten Kmdes von der Arbeit freistellen lassen konnten; im öffentlichen 
DIenst konnten sich Männer und Frauen unter Wahrung aller erworbenen Rechte zur 
Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen beurlauben lassen oder 
Teilzeitbeschäftigung verlangen. Unter "Humanisierung der Arbeit" rubrizierte das 
Bundesarbeitsministerium auch die bis 1981 für ausländische Arbeitnehmer und ihre 
Familien geschaffenen 570 Sozialdienststellen mit in den erforderlichen Fremdspra­
chen firmen SOZIalarbeItern, welche die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 
In Absprache mIt Bund und Ländern und durch deren finanzielle Förderung betrieben. 
DIe Veröffentlichung von Arbeitsschutzbestimmungen in fremder Sprache und die 
VermIttlung von arbelts- und sozialrechtlichen Zusammenhängen fiir Ausländer durch 
dIe Gewerkschaften hatten ebenfalls das Ziel, die Integration der Ausländer zu rur­
dern.58 

Ab 1980 sollte der Etat des Programms aufgestockt werden einmal zur Finanzie­
rung von Initiativen im Bereich der menschengerechten Gestalru'ng von Arbeitsplätzen 
fiir Behmderte und dann zum Abbau von gesundheitsgefahrdenden Belastungen arn 

55 Zusammenfassung wie Anm. 48, S. 2. 

56 Einen guten überblick gibt die vom ßMA verfasste, mit den anderen Ressons abgestimmte Antwort auf die 
G~oße Anfrage der Abgcordne.ten Glombis .. Egert, Rappe, Lutz U.8. und der Fraktionen der SPD und FDP, 
B rDrs . . 8/3~44 v. 21.3.1980. Em Entwurf dIeser Antwon mit vielen Randnotizen eines Referenten des BMWi 
findet SIch 10 BAreh., B 1021235117. Diese Große Anfrage war die Reaktion auf die kritischen Kommentierun~ 
gen des Programms In der Presse und durch die Verbände und die Opposition. 

57 ~r Zusam.menh~g und die. Wechselwirkungen von Sozialpolitik und Konsumentenschutz gilt es auch im Hin~ 
blick. auf SIcherheIlskonzeptIOnen näher zu untersuchen. 

58 BTDrs. 8/3844 v. 21.3.1980, S. 3. 
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Arbeitsplatz bei der Herstellung und Verwendung von Asbest, was als gesundheitspoli­
tisches Thema nicht zuletzt vor dem Hintergrund dieser Initiativen Beachtung fand.59 

Alle diese Maßnahmen passten gut in eine Zeit, in der stärker als je zuvor die Risi­
ken industrieller Arbeit und gefahrlicher Stoffe für die Gesundheit wahrgenommen 
wurden. Und dennoch: Ende der 1970er-Jahre konnte man den Eindruck gewinnen, 
dass ,,HdA" die beteiligten Gruppen alles andere als zufriedenstellte und diese sich aus 
ganz unterschiedlichen Gründen von dem Programm distanzierten. Der Bundesrech­
nungshof rügte Mängel bei der Verwaltung des Programms; die Rede war von "Selbst­
bedienung" der beteiligten Wissenschaftler, Unternehmen, Gewerkschaften.60 Die Ko­
operation gestaltete sich schwieriger als erwartet, was offenbar auch mit dem Leiter des 
Projekts, WilU Pöhler, einem gelernten Tischler, Metallarbeiter und Soziologieprofes­
sor an der Universität Dortmund, zu tun hatte. 61 Der Zwischenbericht des Bundesar­
beitsministeriums konstatierte "Verständigungs- und Sprachprobleme zwischen Sozi­
alwissenschaftlern und betrieblichen Praktikern", die, wie hinzugefilgt wurde, sich mit 
der Zeit aber verlieren würden, wenn auf einen wachsenden Stamm praxiserfahrener 
Wissenschaftler zurückgegriffen werden könnte. Andere, darunter Betriebsräte, kriti­
sierten die "sozial-wissenschaftliche Begleitforschung" in den Betrieben als "wirklich­
keitsfremd" und "ideologisiert",·2 ein Eindruck, den - aus anderen Gründen - Referen­
ten des Bundeswirtschaftsministeriums auch durch die Ausarbeitungen aus dem 
Bundesarbeitsministerium zu diesem Thema gewannen.63 

Schwerer wog ein anderer Aspekt. Manche Gewerkschafter hätten das Gefühl, so 
ein Kommentar der Frankfurter Rundschau, "daß sie immer noch auf der Spielwiese 
Humanisierung Blümchen pflücken, während ihre Gegner bereits den Wald Innovation 
holzen".64 Das JG Metall-Vorstandsmitglied Karl-Heinz Janzen kam zu dem pessimis­
tischen Schluss, dass die erklärte Zielsetzung einer Humanisierung in der Praxis weit­
gehend auf dem Papier geblieben sei, während die Leistungsanforderungen an die Ar­
beitnehmer gestiegen, die Löhne bei steigender Produktion gleich geblieben und 
obendrein Arbeitsplätze wegrationalisiert worden seien; mithin würden unter der Fahne 
"HumanisierungH von der Bundesregierung Rationalisierungsmaßnahmen subventio-

59 Ebd .• S. 4 f. 
60 Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerstein. Dr. George, Dr. Probst U.8. und der Fraktion der CDUICSU v. 

20.3.1981, betr.: Mängel bei der Durchftlhrung des AktiOl15programms .. HumllOisierung des Arbeitslebens", 
BTDrs. 9/248 v. 20.3.1981; vgl. dazu Antwort der Bundesregierung, BTDrs. 9/342 v. 14.4.198l. 

61 Wie man sich ertiIhlte, hatte Forschungsminister Matlhöfer Pöhler "dwchgebox.t"", und dieser harte ".Immedi8t~ 
zugang" zum Minister, was sich dann unter Minister HautTändene. Pöhler wurde dwch Karl Furmamak erseu:. 
Der Minister soll den Knoten selbst durchschlagen. Streit zwischen Hauff und den Gewerkschaften über dIe 
"Humanisierung des Arbeitslehens". In: FR v. 21.2.1980. 

62 Union kritisiert Programm zur Hwnanisierung der Arbeitswelt. In: SZ v. 28.8.1979; Entwurf der Drucksache 
(wie Anm. 56), S. 37. 

63 An der Entwurfsvorlage des BMA auf die Anfrage aus dem Bundestag (wie Anm. 56) kritisierte das BMWi u~­
ter anderem die Ausfllhrung, dass die .. streng hierarchische ArbeitsorgllOisatioo" in den Betrieben den ArbeIt­
nehmern wenig Spielraum "tl1r die Anwendung der eigenen Fähigkeiten. ftlr Initiativen und Verantwortungs­
bewußtsein lasse" (S. I). Eine "unglaubliche Hybris" sprecbe aus der Formulierung. dass die Bundesregierung 
nicht hinnehmen kOnne daß der Gesundheitszustand und die Lebenserwartung einzelner Berufsgruppen noch 
immer sehr untersehiedii~h ist und damit Lebensbedingungen und -chancen der Arbeitnehmer teilweise beein­
trächtigt sind". (S. 11). Nicht die BetriebSräte, wie im Entwurf des BMA, sondern die Unternehmer, so ~ Hin­
weis des BMWi, hliUen die Al.lfgabe, auf eine ,,gesundheitsbewußte und leistungsemaltende PersonalwIrtschaft 
hinzuwirken". (S. V). Die FornlUlierung. dass gegenwllttig eine .. ungleiche Verteilung der Arbeit" bestehe, 
wurde mit dem Vermerk quittien "So geht das nicht". Eine andere, später verbesserte Kopie des Entwwfs (ebd.) 
zeigt, wie schwierig die interne Abstimmung war. 

64 Bei .,humanen Arbeitsplätzen" sehen die Gewerkschaften TOI. In: FR v. 5.10.1979. 
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niert.6' Für die Gewerkschaften zeichnete sich zudem ab, dass die Humanisierung weit 
hinter den Erwartungen einer stärkeren Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei der Ge­
staltung der Arbeit oder gar bei wirtschaftlichen Entscheidungen zurückblieb." Die 
Widerstände aus dem Arbeitgeberlager gegen die Montanmitbestimmung trugen zwei­
fellos viel zu dieser pessimistischen Stimmung bei. Das Ifo-Institut, das eine Projekt­
begleitung übernommen hatte, brachte das grundsätzliche Problem aus Sicht der Wirt­
schaft auf den Punkt: "Eine Humanisierung, die Kosten verursacht, ist in der 
Marktwirtschaft nicht möglich".67 Deutlicher hätte man die Gegenposition zu den Ge­
werkschaften nicht beziehen können. 

In diesem Zusammenhang ist ein anderer, grundsätzlicher Aspekt zu beachten: Un­
über.;ehbar hebelte die wachsende Arbeitslosigkeit das umfassende Konzept der "Hu­
manisierung der Arbeit" aus. Technische und sozial staatliche Modernisierung einer.;eits 
und wirtschaftliche Expansion anderer.;eits sollten ja Hand in Hand miteinander gehen. 
Sicherheit der Arbeitsplätze und Vollbeschäftigung, mithin klassische Forderungen der 
Arbeiterbewegung auf ein "Recht auf Arbeit", zählten zu den kaum explizit themati­
sierten, aber doch implizit mitgedachten Voraussetzungen des Programms.68 Mit der 
wachsenden Arbeitslosigkeit zu Beginn der I 980er-Jahre stellte sich immer dringlicher 
die Frage, ob - jenseits der konkreten Ausgestaltung des Programms - eine Humanisie­
rung des Arbeitslebens ohne flankierende Maßnahmen wie die Sicherung der Vollbe­
schäftigung überhaupt möglich sei. Die Per.;pektiven waren beunruhigend, da, wie 
Rohde nach emer von der SPD veranstalteten Anhörung zum Thema zusammenfasste 
die Auswirkungen der neuen T echnologien auf Arbeitsplätze und Arbeitsbedingunge~ 
noch dramatIscher emzuschätzen seien, als vielfach angenommen werde, zumal sich 
mit den geburtenstarken Jahrgängen auch das Angebot an Arbeitnehmern stark erhöhen 
würde: "Sockelarbeitslosigkeit ist bedrohliche Wirklichkeit", wobei "ältere Arbeitneh­
mer, Behinderte, Ausländer, Beschäftigte ohne qualifIZierte Ausbildung, Jugendliche 
und Frauen betroffen" seien.6' 

Rohde verwies in diesem Zusammenhang auf eine ganze Reihe von anderen brisan­
ten Themen, die illustrieren, wie prekär die sozialpolitische Reformprogrammatik in­
folg .. der Arbeitslosigkeit wurde. Eines davon war die unzulängliche Eingliederung der 
auslandISchen Arbellnehmer, dIe dazu fUhren werde, dass sich der Arbeitsmarkt weiter 
aufspalte, und zwar - das betreffe Ausländer wie Deutsche gleichermaßen _ zwischen 
"Stamm belegschaften auf der einen und Randbelegschaften mit oft unsteter Beschäfti­
gung, schlechteren Sozialbedingungen auf der anderen Seite".7o Wenn auch weiterhin 
weniger als fUnf Prozent der Ausländerkinder eine weiterfUhrende Schule besuchten 
und kaum ein Drittel in ein betriebliches Ausbildungsverhältnis einträten, "dürfte 1990 
em gutes V,ertel der Arbeiter unter 35 Jahren aus Per.;onen mit mangelhaften Deutsch­
kennt~lssen, ohne sc?uhschen Abschluss und ohne berufliche Ausbildung sein". Bei al. 
len LIppenbekenntnissen, dass zumal die in Deutschland geborenen Ausländer der 

6S Humanisierung kostet zu oft Arbeitsplätze. In: Westfälische Rundschau v. 22.3.1979. 

66 Humanisierungsprogramm der Bundesregierung. Zwiespältige Ergebnisse. In: WSI Pressedienst ... 186 1979 
BAreh, B 149/61415. . .. I 

67 Bei "humanen Arbeitsplätzen" sehen die Gewerkschanen rot. In: FR v. 5.10.1979. 

68 Bülo",:,_ Edel~ra~: Der Wortschatz ~es Ethischen und die Grundwerte-Diskussion. Tübingen 19K4, S.123. Die 
",:utonn k~nslatlert zu ReCht, dass diese älteren Debatten ilber ein "Recht auf Arbeit" ilberlagert wurden durch 
die über die Humanisierung von ArbeiL 

69 Wie Anm. 50 .. I S. 3, 111. S. l. 
70 Ebd .• 111. S. I. 
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deutschen Sprache mächtig sein sollten, da dies die Voraussetzung fUr eine Integration 
sei, verhallten derartige Postulate weitgehend. Zu ver.;tehen ist das wohl vor dem Hin­
tergrund zum einen des fehlenden politischen Gewichts dieser Gruppen im politischen 
Prozess, zum anderen der Nichtthematisierung des Zusammenhangs von Migration, 
Staatsbürger.;chaft und Sozialstaat in dieser Zeit. Rohde erhob die Stimme des Bil­
dungspolitikers, der zwar sozial staatliche Transfer/eistungen nicht gegen die möglichen 
Kosten der (Weiter-)Bildung aufrechnete - damals wie auch später war das kein Thema 
der deutschen Debatte -, der jedoch mit großer Beharrlichkeit auf die Zusammenhänge 
zwischen Bildung, beruflicher Qualifikation, Beschäftigung und Arbeitsqualität hin­
wies. Die berufliche Bildung drohe ins Hintertreffen zu geraten, dabei gelte es, sie an­
gesichts der ,,Beschleunigung des technischen Wandels konzeptionell und organisato­
risch neu zu durchdenken", wozu auch die künftige Zusammenarbeit von betrieblichen 
und nichtbetrieblichen Weiterbildungsinstitutionen gehöre." 

Zu Beginn der 1980er-Jahre zeichnete sich ab, dass das ur.;prüngliche Konzept der 
"Humanisierung der Arbeit" mit der Arbeitslosigkeit stand oder fiel. Tatsl!chlich 
schwebte Rohde vor, die unter seiner Führung tagende Kommission der SPD mit ihren 
Schwerpunkten Arbeitsmarktpolitik, Bildung und Arbeit sowie Humanisierung der Ar­
beitsbedingungen mit der Arbeitsgruppe von Wolfgang Ro/h, die sich mit wirtschafts­
und finanzpolitischen Voraussetzungen der Beschäftigung befasste, zusammenzufüh­
ren, so dass eine ftIr sozialdemokratische Mitglieder und Gewerkschaften ansprechende 
politische Plattform zur Beschäftigungspolitik entstOnde.72 Die irmerparteilichen De­
batten der SPD über die unter.;chiedlich konzipierten, einmal mehr beschäftigungspoli­
tischen, das andere Mal mehr den investiven Sektor stützenden Programme sind vor 
diesem Hintergrund zu sehen. Die Heftigkeit, mit der die SPD dieses Thema einer akti­
ven Beschäftigungspolitik unter anderem auf dem Münchener Parteitag 1982 verhan­
delte - dazu zählten auch Maßnahmen zur Verkürzung der wöchentlichen wie der Le­
bensarbeitszeit durch Vorruhestandsreglungen, Themen, die seit 1981182 viel Beach­
tung fanden" -, ist aber im Zusammenhang mit der Tatsache zu sehen, dass es dabei 
um mehr als nur die Vollbeschäftigung ging. Zentrale Aspekte sozialdemokratischer 
und gewerkschaftlicher Gesellschafts- und Sozialpolitik waren in eine fundamentale 

71 Ebd., 11, S. 5. Fllr viele Bereiche mahnte Rohde eine neue FlexibiltitlU an. Das betraf die der neuen Situation 
nicht mehr angemessene .. zentralistische Ausrichtung" und die Finanzierung der Bund~anstalt für.Arbeit eben· 
so wie die seiner Meinung nach erforderlichen "nexibleren Übergänge fllr Altere ArbeItnehmer"" an den Ruhe­
stand oder die Refonn des Arbeitszeitrechts (ebd. 111, S. 3, S. 9). Die Forderung nach Flexibilitat war mit vielen 
Ambivalenzen verbunden. Das zeigte die Diskussion ilber die Teilzeitarbeit, die gleichennaßen der Nachfrage 
nach Teilzeitarbeitsplätzen wie dem Wunsch nach nexibleren Arbeitszeitmöglicnk.eiten geschuldet war ... Kei­
nesfalls dürfe auf erweiterte QualiUUsanforderungen im Blick auf Teilzeitarbeil verzichtet werden, um die be­
troffenen Arbeitnehmer (in erster Linie Frauen) nicht einer unzureichenden sozialen Sicherung auszusetzen (der 
Wegfall der 390-Mark·Freigrenzc fUc den Sozialversicherungsbeitrag wird IIIHgemein als ein Schritt in die rich­
tige Richtung gewertet). Besondere Aufmerksamkeit müsse den Bestrebungen der Untemeh~er zugew~dt 
werden, VollzeitarbeitsplälZe in Teilzeitbeschäftigungen mit erhöhtem Leistungsdruck und ... ennmderu:r SOZla­
ler Sicberung umzuwandeln". Zusammenfassung der Schwerpunkte., Anm 44, s.. 2 

72 Schreiben Rohdes v. 10.11.1981 (wie Anm. 50). 
73 Vg!. dazu die Vorlage zum Themlll Arheitszeitpolitik fllr die Sitzung des Präsidiums (der SPD) am 6_9_19~, 

welche Willy Brandt sm 26.8.1982 in seiner Funktion als Plllrteivoßitzender an Helmut Rohde, Eugen Glomblg. 
Hans·Jflrgen Junghans. Wolfgang Roth. Heinz Westphal und Manfred Lahnst~in versandte.- B~ B 
126/79329. Vgl. CD-ROM. Dokument 6/188. Dieses Thema war zwischen BMWI und BMF ~merselts lDld 
BMA andererseits sehr kontroveß. vgl. BMF, I A I. Sachstandsverrnerk über den Stand der Arbeiten der Inter· 
ministeriellen Arbeitsgruppe .. Verkilrzuß!!: der Lebensarbeitszeit .... 9.9.1982; ebd., ArbeitszeitverkilrZwlg -
Problemskizze - 8.9.1982. Vg!. CD·ROM., Dokument 61191; ebd .• Vorschläge zur Verktlmmg der Lebensar­
beitszeit, BAren, B 126/79329. 
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Krise geraten." Nach dem Regierungswechsel zeichnete sich bald ab, dass HdA stärker 
als "Roboterprogramm" fortgefUhrt werden und dass dabei die enge Involvierung der 
Gewerkschaften auf der Strecke bleiben würde." 

6. Wo bleibt der Sozialstaatsprotest? 

Begründungen des Sozialstaates basierten auch in Deutschland auf Lehren, die aus 
der Geschichte gezogen wurden. Dazu zählte an erster Stelle die große Weltwirt­
schaftskrise mit ihrer Erschütterung demokratischer und liberaler politischer Regime, 
dann aber auch das kurzzeitige Aufblühen rechtsradikaler Parteien in Deutschland wäh­
rend der wirtschaftlichen Stagnationsphase 1966/67. Dass sich solche kritischen Situa­
tionen durch eine behe,,!e konjunkturpolitische "Gegensteuerung" meistem ließen, ge­
hörte zu den basalen Uberzeugungen der Verfechter nicht nur des Sozialstaates, 
sondern ebenso deIjenigen, die sich flir eine aktive staatliche Struktur- und Konjunk­
turpolitik im Umfeld der sozialliberalen Koalition aussprachen.'6 

Vor dem Hintergrund solcher Interpretationen, die dem Sozialstaat die Funktion der 
Pazifizierung Von Konflikten zuschrieben, ist auf ein "Nicht-Ereignis" hinzuweisen, 
dessen Bedeutung flir die weitere Entwicklung nicht unterschätzt werden sollte: Das 
Ausbleiben des vielfach vorhergesagten "Massen protests" gegen hohe Arbeitslosigkeit 
und dann gegen den "Sozialabbau". Das war fUr viele das eigentlich Überraschende 
schon des Jahres 1975, als die Arbeitslosigkeit auf über eine Million stieg und danach 
bei einer anhaltend hohen Jugendarbeitslosigkeit auf einem fUr die meisten Beobachter 
unakzeptabel hohen Niveau blieb. Die Ruhe ließ sich - wohlgemerkt: ex post _ damit 
erklären, dass das sozialpolitische Sicherungssystem "funktionierte", gerade auch fUr 
Arbeitslose.

77 
Schon zu Beginn der I 980er-Jahre und dann insbesondere nach dem Re­

gierungswechsel mussten viele Sozialdemokraten und Gewerkschafter feststellen dass 
si~h kaum eine breite Protestbewegung gegen den "Sozialabbau" mobilisieren od~r gar 
mit diesem Schlagwort eine Bundestagswahl gewinnen ließ: Für viele Wähler war die 
Propagierung sozialer Einschnitte mindestens ebenso attraktiv, zumal dann wenn das 
Bild vermittelt werden konnte, dass die vorangegangene Regierung rur die k~itische Si­
tuation der Staats- wie der Sozialversicherungsfinanzen verantwortlich sei und dass es 
das soziale Netz durch Einschränkungen zu erhalten gelte. Dabei darf nicht übersehen 
werden, dass die "soziale Sicherheit« nur eines unter anderen Sicherheitsthemen der 
Innen- wie der Außenpolitik war und sich ein Teil der bundesdeutschen Gesellschaft 
mit anderen apokalyptischen Szenarien als denen der Rentenversicherung beschäftigte 

74 Allgemein aus der Perspektive der 1980er-Jahre vgl. SCharpf. Fritz W.; Sozialdemokratische Krisenpolitik in 
Europa. Das "Modell Deutschland" im Vergleich. Frankfurt a.M. J987. 

75 Ri~sen~uber. Roboter und Restfaktor Mensch. Humanisierung des Arbeitslebens: Der Forschungsminister be­
!reIbt die Wende. In: FR v. 9.6.1983. 

76 Diese .Interpretation wurde nicht erst in den 1970er-Jahren insbesondere von Ökonomen in Frage gestellt. Mi!­
ton Fnedrnan und deut~che Autoren haben schon zu Beginn der I 960er-Jahre und dann in verschiedencn Arbei­
ten der 1970er-Jahre diese Position kritisiert, vgl. z.ß. Friedman. MiIton: From Ualbraith to Economic Free­
dom. London 1977. In Deutschland hat das historische Argument insbesondere Knut Borchardt nachhaltig in 
F~age ges~Il.1, vg!. Borchardt, K?~t: Zwangslagen und Handlungsspielräume in der großen Wirtschaftskrise der 
frühen ~Ißlger Jahre .. Zur RevlslO~. des ü~rlieferten .Geschichtsbildes (1979). In: Wachstum, Krisen, Hand­
IWlgssPlelräu~ der Wlrtschaftspolltlk. Studien zur Wlnschaftsgeschichte des 19. und 20. Jahrhunden He 
v. dems. GöUtngen 1982, S. 165-182. s. sg. 

77 Ehrenberg, Herbe.rtlFuchs, ~nke: Sozialstaat und Freiheit. Von der Zukunft des Sozialstaats. Frankfurt a.M. 
.1980, S. 31; LepslU$, M. Rainer: Zur Entwicklung der Bundesrepuhlik Deutschland 1972-\977. In: Demokratie 
Ifl Deutschland. Hrsg. v. dems. Uöttingen 191,)3, S. 175-195, S. 185. 
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- eine Erfahrung, die man mit Blick auf die weitere Entwicklung nicht unterschätzen 
sollte. 

Verschiedene zeitgenössische Untersuchungen illustrierten, dass die Akzeptanz von 
Einschnitten und Kürzungen in der Phase der Rezession wuchs. Die Dramatisierung 
der Situation in den Medien spielte dabei eine nicht zu unterschätzende Rolle. Diese 
Bereitschaft schloss keineswegs die prinzipielle Unterstützung des Sozialstaates aus. 
Das galt nicht nur für Facharbeiter, Angestellte und Beamte, also jene Gruppen, die als 
"politische Mitte" von allen Parteien umworben waren. Selbst unter Selbständigen 
existierte, so das Ergebnis der zeitgenössischen Untersuchungen, eine bemerkenswert 
breite Zustimmung.78 Einen Eindruck davon vermittelt eine vom Bundeskanzleramt 
veranlasste Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Infratest vom September und 
Oktober 1981, zu einer Zeit also, als der politische Streit über den Haushalt 1982 voll 
im Gange war."9 Während sich fast 70 Prozent gegen eine Kürzung der Renten aus­
sprachen, plädierte eine noch größere Gruppe (72 Prozent) für genaue Anspruchsprü­
fungen und strengere Strafen im Fall des Missbrauchs von Sozialleistungen, da diese 
viel häufiger unrechtmäßig genutzt würden, als bekannt sei, wobei vor allem Arbeitslo­
sengeld und -hilfe (45 Prozent), Kuren (33 Prozent), BAföG (25 Prozent) und Sozial­
hilfe (25 Prozent) Steine des Anstoßes waren. Interessanterweise sprach sich nur eine 
kleine Minderheit, nämlich nur fUnf Prozent der Befragten, daflir aus, Sozialleistungen 
generell einzuschränken. Das kann sicherlich als ein weiteres Indiz für die Befürwor­
tung des Sozialstaates, den man vor allem gegen ,,Missbrauch" geschützt sehen wollte, 
gewertet werden.8o 

Zu den interessanten Ergebnissen der Umfrage von 1981 zählte, dass drei Viertel 
der Befragten in den im Herbst 1981 diskutierten Sparbeschlüssen der Regierung keine 
"gerechte Lastenverteilung" sahen. Die besseren Verdienstgruppen, hieß es, hätten am 
meisten von der wirtschaftlichen Entwicklung der vorangegangenen Jahre profitiert 
und müssten stärker herangezogen werden. An erster Stelle wurden Zahnärzte und Ärz­
te (86 Prozent), Selbständige und Unternehmer (60 Prozent) und dann Beamte und Be­
schäftigte im öffentlichen Dienst (52 Prozent) genannt Dieses Ergebnis ist sicherlich 
ein gutes Beispiel nicht nur flir die verbreiteten Auffassungen von sozialer Gleichheit, 
die seit jeher eng mit dem Sozialstaat in Verbindung gebracht wurden. Erne nähere 
Analyse würde zeigen, dass hier neben ausgesprochen sozialdemokratischen Egalitäts­
und Solidaritätsvorstellungen und solchen aus der christlichen Soziallehre ältere Be­
gründungen nationaler Volksgemeinschaft einflossen, die einerseits auf individuelle 
Leistung, andererseits auf nationale und soziale Solidarität abhoben. In der Bundesre­
gierung waren es insbesondere die Sozialdemokraten, die immer wieder an den Koall­
tionspartner appellierten, dass Kürzungen und Reformen nicht nur einzelne Personen­
gruppen, sondern alle treffen müssten. Die ganze Debatte über eine Sonderabgabe flir 

78 S. ßd. 6 Zweites Kapitel 2.3; Alber, Sozialstaat, S. 306·309. 
79 Ich stUtze mich hier und im Folgenden nufdie Auswertung eines Gutachtens zur gerechten Verteilung ~on las­

ten in wirtschaftlich schwieriger Zeit, daslnfratest am 26.11.1981 dem Bundeskanzleramt zukommen heß. vgL 
Buka, Referat 53 an Bundeskanzler. 26 Mai 1982, Betr.: Umfrageergebnisse im Hinblick aufrue Haushaltsbera­
tungen 1983, BArch, B 136/14961. 

80 Dabei geht es, wie Scharpfformulicrt hat, weniger um die Verteilung von stoatlichen Leistungen, s~dem.~m 
die Verteilung von Belastungen; er spricht vom "Sozialismus in einer Klasse", vgl. Scharpf, KrisenpolItIk. 
s. 335 f. Kritisch hinzuzufilgen ist, dass das Ergebnis nicht nur dieser Umfrage sicherlich etwas. anders ausge­
sehen hätte wenn nach der Einschätzung der ausländischen Wohnbevölkerung gefragt worden wäre. Schon auf 
Grund der Tatsache, dass ungelernte Männer und Frnuen am meisten von der Arbeitsl~igkeit ~tro~en :-V~n 
und unter dieser Gruppe der Anteil der Ausländer besonders hoch WlIC, hatte nicht nur die ArbeItslOSigkeit eme 
klare ethnische Dimension, mit Konsequenzen fO.r viele andere Filrsorgebereichc bis hin zum Bildungswesen. 
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Besserverdienende, die in der Rezession zu Beginn der 1980er-Jahre ihren Höhepunkt 
erlebte, wurzelte hier und hatte eine auch symbolische Bedeutung. . 

In dieser Hinsicht waren in den sozialpolitischen Debatten seit 1975 und dann vor 
allem seit 1982 neue Töne zu hören. Konservative und liberale Kritiker stellten sozial­
demokratischer "Gleichmacherei" ein Bekenntnis zur sozialen und wirtschaftlichen 
"Ungleichheit" entgegen: "Leistung muss sich wieder lohnen", war nicht nur die Lo­
sung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, die Ende 1981 ,,Leit­
linien für die soziale Sicherung" vorlegte, welche die Sozialpolitik den veränderten 
wirtschaftlichen, sozialen und demographischen Bedingungen anpassen sollte.81 Ar­
gumentierten die einen, dass soziale Sicherheit erst der Garant von Freiheit sei, waren 
Kritiker der Meinung, dass "Freiheit" und "Gleichheit" einander entgegengesetzt seien, 
eine alte Gegenüberstellung Alexis de Tocqueville, dessen Gedanken ähnlich wie die 
des 1974 mit dem Nobelpreis (zusammen mit seinem Antipoden Gunnar Myrdaf) ge­
ehrten Friedrich Hayek eine Renaissance erlebten: "Free to choose"" lautete das Motto 
des seit Mitte der Dekade in Deutschland viel zitierten amerikanischen Ökonomen Mi!­
Ion Friedman, das wohl am besten die Grundstimmung der auf breiter Front aufbre­
chenden wirtschaftlichen und staatlichen Deregulierungsdebatte nicht nur in der deut­
schen Gesellschaft zum Ausdruck bringt. Das betraf Monopole wie die der 
bürokratischen Deutschen Bundespost und des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, weI­
ches den Zuschauern wenige Sender und eine nächtliche Sendepause zumutete, oder 
eben ,,kollektive Güter" wie den sozialen Wohnungsbau oder den Gesundheitssektor _ 
zwei Felder der Sozialpolitik, auf denen sich die Deregulierungsdebatte besonders stark 
entwickelte. Das Desaster der ,,Neuen Heimat" war Wasser auf den Mühlen der Befur­
worter einer Liberalisierung gerade im Bereich des sozialen Wohnungsbaus. 

"Selbsthilfe" und "Subsidiarität" waren die schillernden Schlagworte, unter denen 
sehr viele unterschiedliche Dinge verstanden werden konnten, ob es sieh nun um eine 
Dezentralisierung sozialer Institutionen handelte, die wie die Sozialstationen stärker 
der lokalen Situation angepasst werden sollten, oder um Vorschläge der Selbstbeteili­
gung der Versicherten an den Kosten der Krankenversicherung, oder gar um den radi­
kalen Ab- ~d Umbau des sozialen Netzes hin zu einem Grundsicherungssystem. 
"Selbsthllfe Im Bereich des SOZIalen Wohnungsbaus konnte die Beschneidung dieses 
Programms bedeuten - daflir sprachen unter anderem die" Wohnungshalden" Mitte der 
1970er-Jahre -, zugleich aber auch Steuervergünstigungen als Mittel der staatlichen 
"Hilfe zur Selbsthilfe" für diejenigen, die Wohnungen erwarben. 

. Die Debatten über ,,Kostenexplosionen" im Bereich der Sozialpolitik und damit 
einhergehend über Konsolidierungen gaben solchen Argumenten Auftrieb. Aufmerk­
samen Beobachtern mochte auffallen, dass in der Regierungserklärung von Bundes­
kanzler Schmidl am 24. November 1980 erstmals das früher von sozialliberalen Regie­
rungen In. diesem Zusammenhang propagierte Ziel einer Verbesserung der Situation 
unterer EinkommensschIChten fehlte." Aber selbst der Kanzler, der sich sonst nicht 
scheute, vor überdehnten sozialstaatlichen Erwartungen zu warnen, zeigte sich gegen­
über Graf Lambsdorffmlt Blick auf dessen Papier höchst irritiert ob dessen "fehlendem 

81 Bun.desve~einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände: Soziale Sicherung in der Zukunft. Leitlinien für die 
SOZiale Sicherung unler verändenen wiruchaftlichen, sozialen und demographischen Bedingungen. 0.0. No­
vember 1981. 

82 Fri~~n. MiltonrFri~d~. Rose D.: Free to choose. A Personal Statement. London 1980; Friedman. Millon; 
Kapltahsmus und FrelhClt {engl. 1962}. München 1976. 

83 Muscheid, Steuerpolitil, S. 137. 
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Bemühen um soziale Ausgewogenheit"."' Der Regierungswechsel schien hier tatsäch­
lich eine Wende einzuleiten und Hürden zu Uberspringen, vor denen die Sozialdemo­
kraten zurückschreckten: Man dürfe sich durch den Vorwurf einer "Umverteilung von 
unten nach oben" nicht scheu machen lassen, war im Bundesfinanzministerium zu hö­
ren. "Kurzfristige Verteilungsgerechtigkeit kann nicht das Gebot der Stunde sein. Das 
Kriterium flir die (in Angriff zu nehmenden - MHG) Maßnahmen lautet: Wachstums­
wirksamkeit und arbeitsmarktpolitische Effizienz und nicht eine vermeintliche Besitz­
stände sichernde Verteilungsnorm. Niemandem ist mit Verteilungsansprüchen gedient, 
die realwirtschaftlichen Schaden anrichten, indem sie die Grundlage flir die Schaffung 
des Verteilbaren, die Produktion, gefahrden."" 

7. Das Ende einer Ära? 
In solchen und vielen ähnlichen Äußerungen kommt deutlich jenes Ende eines ,,so­

zialdemokratischen Grundkonsensus" zum Ausdruck, das Ralf Dahrendorf schon 1977 
diagnostizierte, womit er dieses Thema selbst auf die Agenda setzte. Dieser Konsensus, 
den der Sozialwissenschaftier gar nicht so sehr in Verbindung mit einer bestinunten 
Partei, sondern als eine breite Grundströmung in westlichen Gesellschaften seit dem 
Krieg verstanden wissen wollte, hatte "Iiberale und soziale Elemente" aufzuweisen: 
"Wirtschaftswachstum, Bürgerrechte, der Versuch, beide vernünftig zu entwickeln, die 
Abkehr von radikalen Lösungen, das Vertrauen, daß Modernität am Ende den Men­
schen nützt und gefallt, die Annahme, daß es auf diesem Wege noch lange weitergehen 
kann, mit Nuancen hier und da, aber im Grund ohne Kontroversen [ ... ]" waren zentrale 
Elemente, die "in der breiten Mitte" nicht nur Deutschlands vorherrschend gewesen 
seien.'6 Wie in diesem Band zumindest in Umrissen gezeigt wurde, ist der Verfall die­
ser dominierenden gesellschaftlichen Basisüberzeugungen in einer Situation von neuen 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Risiken einerseits und in einer vielstimmigen 
Modernitäts- und Modernekritik andererseits zu verorten, flir die dann der diffuse Be­
griff der "Postmoderne" herhalten musste. 

Handelt es sich dabei um das Ende einer Ära und damit den Beginn einer neuen his­
torischen Konstellation? Wahrscheinlich schon, auch wenn vielfaItige Kontinuitäten zu 
beobachten sind: Die Zeit markierte weltweit das Ende des Ausbaus von SoziaJ- und 
Wohlfahrtsstaaten, wie er sich seit dem Zweiten WelIkrieg nicht nur in allen westeuro­
päischen Staaten, sondern weltweit in höchst unterschiedlichen Formen entwickelt hat­
te. Dieser Einschnitt bedeutete aber noch lange nicht das Ende der Sozialpolitik, denn 
bis Mitte der 1990er-Jahre gab es in den industrialisierten Ländern auf den ,,sozialpoli­
tischen Makroebenen" kaum ,,Anzeichen flir ein nachhaltiges ZUlÜckdrängen der Sozi­
alpolitik"." Das gilt gerade flir Deutschland. Reformen und Konsolidierung, Umbau 

84 Gedächtnisprotokoll über das Gespräch BundeskanzlerlBM LambsdorfT am 17.9.1982 im Bundeskanzleramt, 
AdsD. HSAAi9385; s. Bd. 6 Erstes Kapitel 2.3.2.3. Vgl. CD-ROM. Dokument 6/192. 

85 BMF.I A 8. Argumente zum Thema: "Umverteilung von unten nach oben'" S. 2. BArch, B 126n9411. 

86 [)ahrendorf Ralf' Was kommt nach dem Konsensus der bürgerlichen Wachstumsgesellschaft? (1977). In: 
Fluchtpullk~ Jahrhundenwende. Ursprilnge und Aspekte einer zukünftigen Gesellschaft. 2. Aufl. Hrsg. v: G~a­
ser, Hermann. München 1979. S. 43-54, S. 45; unschwer vermag man hinter dem dahrendorfschen Begn~Je­
nen "Konsensliberalismus" zu erkennen, den Doering-ManteutTel als Neologismus einfilhrte, Doering­
ManteulTel. Anse1m: Wie westlich sind die Deutschen? Amerikanisierung und Westemisierung im 20. Jahrhun­
den. Göttingen 1999. 

87 Siegel. Baustelle. S.423; vgl. auch Borchert, Jens: Die konservative Transformation des Wohlfahrtsstaates. 
Großbritannien, Kanada. die USA und Deutschland im Verglcich. Frankfurt a.M., Ne ..... York 1995. 
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und Rückbau waren die neuen Leitvokabeln, Flexible Anpassungen an neue Situatio­
nen waren angesagt, und zwar bei aller Kritik an "sozialpolitischer Untätigkeit" und 
dann am ,.Reformstau", Das war und ist die Sprache der Sozialstaatskritik, die zu beto­
nen weiß, dass Reformen nicht vorankommen, Und dennoch: Vergleicht man die We­
sentlichen Punkte der zwischen 1977 und 1982 entstandenen Reformagenden aus dem 
Umfeld der Bundesregierung mit dem System der sozialen Sicherung fast ein Viertel­
jahrhundert später, so verblüffi die Tatsache, wie viele dieser Punkte - wohlgemerkt 
unter ganz neuen Bedingungen nicht zuletzt infolge der Wiedervereinigung" - umge­
setzt wurden. 

88 Ritter, Gerhard A.: Der Preis der Einheit D" d . . Milnchen 2006. . Je eutsche Wlederveremigung und die Krise des SozialstallteB-


